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Einleitung: 

Mit einem Erläuterungsbericht und einer Umweltverträglichkeitsstudie sowie 
beigefügten Unterlagen beantragt TenneT TSO GmbH die Feststellung des Plans für 
ihr Vorhaben „380-kV-Leitung Kreis Segeberg – Raum Lübeck“. 

Der Zweck dieses Erläuterungsberichtes ist im Pkt. 1 auf Seite 8 beschrieben: 

Mit diesem Erläuterungsbericht und den beigefügten Unterlagen beantragt 
TenneT TSO GmbH die Feststellung des Plans für ihr Vorhaben „380-kV-Leitung 
Kreis Segeberg – Raum Lübeck“. In diesem Erläuterungsbericht werden das 
Vorhaben und der bauliche Ablauf seiner Realisierung beschrieben. Der 
Erläuterungsbericht und seine Anlagen enthalten Ausführungen zur 
Notwendigkeit des Vorhabens und zu denkbaren technischen Alternativen und 
räumlichen Varianten. Er beschreibt die wesentlichen Auswirkungen des 
Vorhabens, wie Immissionen und Auswirkungen auf Natur und Landschaft 
sowie die Erforderlichkeit der Inanspruchnahme von öffentlichem und 
privatem Grundeigentum. Der Erläuterungsbericht bezweckt, dass Private, 
Umweltvereinigungen und Träger öffentlicher Belange unter Einbeziehung 
der weiteren Planunterlagen Betroffenheiten ihrer Belange bzw. der von 
ihnen wahrgenommenen Belange erkennen und sich zu dem Vorhaben 
äußern können. 

In dieser Stellungnahme möchten der Ortverband der CDU und die 
BFB-Wählergemeinschaft sich zu dem Vorhaben im Bereich der Gemeinde Henstedt-
Ulzburg äußern. 

Der Bereich der Gemeinde Henstedt-Ulzburg bezieht sich nur auf die Trassierung vom 
Umspannwerk Segeberg an der A7 (km 0,000) bis zur KÜA Henstedt-Ulzburg Ost (km 
4,360) und weiter bis zum Mast 1 (km 0,353). 

In der Folge stellen Textpassagen kursiv formatiert Zitate dar. 

Die Stellungnahme gliedert sich in 3 Teile: 

Teil 1  Was hat TenneT beantragt?  (ab Seite  3) 

Teil 2  Wie hat TenneT den Antragsgegenstand abgewogen?  (ab Seite  9) 

Teil 3 Welche Einwände haben wir:  (ab Seite 13) 

 

Erstellt wurde diese Stellungnahme durch eine Arbeitsgruppe der CDU und der BFB: 
(in alphabetischer Reihenfolge)  

Jens Iversen  (Gemeindevertreter BFB) 

Michael Meschede  (Gemeindevertreter CDU) 

Bernd Packulat  (Elektroingenieur, BFB) 

Dr. Helmuth Schmücker  (Geologe, CDU)  
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Folgende Abkürzungen werden verwendet: 

• A [x]  Abschnitt x  (in Verbindung mit einer Freileitung) 

• AKN  Bahngesellschaft Altona-Kaltenkirchen-Neumünster 

• BBPlG  Gesetz über den Bundesbedarfsplan  

• BVerwG  Bundesverwaltungsgericht 

• E [z]  Erdkabel z (in Verbindung mit Trasse) 

• EnWG  Energiewirtschaftsgesetz 

• HDD  englisch: Horizontal Directional Drilling  
deutsch: Horizontalspülbohrverfahren 

• kV  Kilo Volt (1000 Volt) 

• KÜA Kabelübergangsanlage 

• LVwG SH   Landesverwaltungsgesetz Schleswig-Holstein 

• NEP  Netzentwicklungsplan 

• NVwZ   Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 

• TEV  Teilerdverkabelung  

• UW  Umspannwerk 

• UVS  Umweltverträglichkeitsstudie 

• V [y]  Verknüpfung y (in Verbindung mit Trasse) 

  



Stellungnahme   
des Ortverbandes der CDU und der BFB-Wählergemeinschaft Henstedt-Ulzburg 

zum Erläuterungsbericht und zur Umweltverträglichkeitsstudie im 
Planfeststellungsverfahren 380-kV-Leitung Kreis Segeberg – Raum Lübeck (LH-13-328) 

 

 

 Seite 3 von 39 Stand: 11.02.2021 

Teil 1  Was hat TenneT beantragt? 

1.1. Technisch 

Im Pkt. „2.2.2 Antragsgegenstand“ beschreibt TenneT die Leitung wie folgt: 

Das Vorhaben umfasst die Errichtung und den Betrieb einer neuen 380-kV-
Höchstspannungsleitung zwischen dem neu zu errichtenden 380-kV-
Umspannwerk (UW) Kreis Segeberg auf dem Gebiet der Gemeinde Henstedt-
Ulzburg und dem neu zu errichtenden 380-kV-UW Raum Lübeck auf dem 
Gebiet der Gemeinde Stockelsdorf. Da das Vorhaben zum Pilotprojekt für 
Teilerdverkabelungen gemäß § 4 BBPlG ernannt wurde, plant die 
Vorhabenträgerin die Leitung abschnittsweise sowohl als Freileitung als auch 
als Erdkabel. Der hier beantragte Leitungsabschnitt trägt den Leitungsnamen 
„Kreis Segeberg – Raum Lübeck“ und die Leitungsnummer LH-13-328.  

Die Errichtung des 380-kV-UW Kreis Segeberg ist ebenfalls Gegenstand des 
hier vorgelegten Antrages auf Planfeststellung. Weiterer Gegenstand des 
Antrages ist der Ersatz einer bestehenden Leitungsmitführung der 110-kV-
Leitung LH-13-147 der Schleswig-Holstein Netz AG im Bereich der geplanten 
Maststandorte 1 bis 8. 

Antragsgegenstand sind außerdem die Kabelübergangsanlagen (KÜA) 
„Henstedt-Ulzburg/Ost“ auf dem Gebiet der Gemeinde Henstedt-Ulzburg,… 

Im Punkt „2.2.2.1 Trassenbeschreibung“ beschreibt TenneT die Trasse wie folgt: 

Die Gesamtleitungslänge der geplanten 380-kV-Leitung Kreis Segeberg – 
Raum Lübeck (LH-13-328) beträgt ca. 50,9 km. Die 380-kV-Leitung beginnt 
beim geplanten UW Kreis Segeberg und verläuft überwiegend parallel zu der 
Trasse der bestehenden 220-kV-Leitung in Richtung Nordosten bis auf das 
Gebiet der Gemeinde Stockelsdorf zum geplanten UW Raum Lübeck.  

Die Leitung wird überwiegend in Freileitungsbauweise errichtet. 
Antragsgegenstand sind auch zwei Erdkabelabschnitte. In den Gemeinden 
Henstedt-Ulzburg und Alveslohe sowie Kisdorf und Sievershütten wird die 
Leitung auf einem ca. 4,4 km und einem ca. 3,0 km langen Abschnitt als 
Erdkabel realisiert. Zwischen diesen beiden Erdkabelabschnitten wird die 
380-kV-Leitung auf einer Strecke von ca. 5,9 km als Freileitung geführt. Die 
380-kV-Freileitung geht an den KÜA in die Erdkabelabschnitte über bzw. 
verlässt das Erdreich, um bis zum UW Raum Lübeck als Freileitung fortgeführt 
zu werden. 

Im Pkt. „2.2.2.2 Umspannwerke“ beschreibt TenneT das UW Segeberg an der A7 wie 
folgt:  

Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens für den Leitungsabschnitt Kreis 
Segeberg – Raum Lübeck ist auch das UW Kreis Segeberg.  

Aus netztechnischer Sicht handelt es sich beim UW Kreis Segeberg um den im 
Netzentwicklungsplan festgelegten Standortbereich des 
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Netzverknüpfungspunktes zur sog. „Mittelachse“, einer 380-kV-Leitung von 
Dollern in Niedersachsen über Hamburg/Nord und Flensburg nach Dänemark. 
Das Vorhaben ist in der Anlage zum Energieleitungsausbaugesetz (EnLAG) 
unter Nr. 1 verankert und dient dem überregionalen Stromtransport. 

Im Pkt. „2.2.2.3 Kabelübergangsanlagen“ beschreibt TenneT diese Komponenten wie 
folgt:  

Die drei KÜA Henstedt-Ulzburg/Ost, Kisdorferwohld/West und 
Kisdorferwohld/Ost sind ebenfalls Gegenstand des Antrags. Sie stellen die 
Verbindung zwischen den als Freileitung und den als Erdkabel verlegten 
Abschnitten der Höchstspannungsleitung dar. Die KÜA werden daher auch in 
das Planfeststellungsverfahren mit eingebracht. Ohne sie ist der 
bestimmungsgemäße Betrieb einer Leitung, die nach den Vorschriften des 
BBPlG in Teilabschnitten als Erdkabel verlegt werden kann, nicht möglich. 

1.2. Juristisch 

Im Pkt. „3. Inhalt und Rechtswirkung der Planfeststellung“ erläutert TenneT explizit: 

Gem. § 43 Abs. 5 EnWG gelten für das Planfeststellungsverfahren die §§ 139 
bis 145 LVwG SH nach Maßgabe des EnWG (BVerwG, Urt. v. 22.06.2017 - 4 A 
18/16 - NVwZ 2018, 332 Rn. 30). Gemäß § 43c Satz 1 EnWG in Verbindung mit 
§ 142 Abs. 1 LVwG SH wird durch die Planfeststellung die Zulässigkeit des 
geplanten Vorhabens einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen an 
anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm berührten öffentlichen Belange 
festgestellt (sogenannte Konzentrationswirkung der Planfeststellung). Weitere 
behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche 
Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen und Zustimmungen 
sind neben der Planfeststellung nicht erforderlich. Durch die Planfeststellung 
werden alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Träger des 
Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt.  

Privatrechtliche Zustimmungen, Genehmigungen oder dingliche Rechte für die 
vorübergehende oder dauerhafte Inanspruchnahme von Grundeigentum, die 
für den Bau und Betrieb der geplanten Leitung notwendig sind, werden durch 
den Planfeststellungsbeschluss nicht ersetzt und sind von der 
Vorhabenträgerin – erforderlichenfalls im Wege eines Enteignungsverfahrens 
– separat einzuholen (vgl. Kapitel 7). Dementsprechend werden ggf. zu 
zahlende Entschädigungen auch nicht im Planfeststellungsverfahren, sondern 
ggf. in einem sich anschließenden Enteignungs- oder Festsetzungsverfahren 
festgesetzt. Über die Zulässigkeit der Enteignung als solches wird im 
Planfeststellungsbeschluss entschieden; der festgestellte Plan ist dem 
Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und für die Enteignungsbehörde 
bindend (§ 45 Abs. 2 Satz 1 EnWG).  

Ansprüche auf Unterlassung des Vorhabens, auf Beseitigung oder Änderung 
der Anlagen oder auf Unterlassung ihrer Benutzung sind, wenn der 
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Planfeststellungsbeschluss unanfechtbar geworden ist, ausgeschlossen (vgl. § 
43 Abs. 5 EnWG i.V.m. § 142 Abs. 2 LVwG SH). Wird mit der Durchführung des 
Planes nicht innerhalb von zehn Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit 
begonnen, so tritt der Planfeststellungsbeschluss gemäß § 43c Nr. 1 EnWG 
außer Kraft, es sei denn, er wird vorher auf Antrag des Trägers des Vorhabens 
von der Planfeststellungsbehörde um höchstens fünf Jahre verlängert. 

Die rechtlichen und planerische Grundsätze werden in folgenden Punkten nochmals 
nachgeschoben: 

„5.1 Planungsleitsätze“  

Die Zuständigkeits-, Verfahrens- und Entscheidungskonzentration des 
Planfeststellungsverfahrens bedeutet keine sachliche Privilegierung des 
planfestzustellenden Vorhabens, sondern lediglich einen verfahrens-
ökonomisch sinnvollen Verzicht auf die Durchführung mehrerer, selbständiger 
Genehmigungsverfahren unter umfassender Berücksichtigung aller berührten 
öffentlichen und privaten Belange. Demzufolge bleiben die materiell 
rechtlichen Anforderungen der verfahrensrechtlich „verdrängten“ 
Rechtsbereiche, beispielsweise des Raumordnungsrechts, des 
Naturschutzrechts oder des Immissionsschutzrechts bestehen. 

… 

Die meisten Verbote und Gebote sind ausnahmefähig. Die Ausnahmen 
kommen aber nur unter strengen Voraussetzungen zum Tragen, d. h. die 
Trassierung sollte zunächst die Erforderlichkeit von Ausnahmen vermeiden 
und nur, wenn sich schwer lösbare Konflikte abzeichnen, hierauf 
zurückgreifen. Diesen rechtlichen Planungsleitsätzen wird planerisch durch 
Beachtung der in Kapitel 6.1 dargestellten Trassierungsgrundsätze Rechnung 
getragen. 

„5.2 Abwägung, Alternativen/Varianten“  

„5.2.1 Rolle der Abwägung in der Planfeststellung“  

Im Folgenden wird die Rolle der Abwägung in der Planfeststellung 
beschrieben. Die Ergebnisse der Abwägung des Leitungsverlaufs werden 
zusammenfassend dargestellt. Für die Abwägungen selbst sei auf die Anhänge 
C (Abwägung des vorzugswürdigen Freileitungsverlaufs und Standortfindung 
Umspannwerk) und E (Teilerdverkabelung und Kabelübergangsanlagen) dieser 
Anlage verwiesen.  

Im Rahmen der Planfeststellung ist gem. § 43 Abs. 3 EnWG eine Abwägung 
vorzunehmen. In die Abwägung ist an Belangen einzustellen, was nach Lage 
der Dinge in sie eingestellt werden muss. Schließlich darf die Bedeutung der 
betroffenen öffentlichen und privaten Belange nicht verkannt werden. 
Bestandteil der Abwägung ist insbesondere auch eine Abwägung zwischen den 
in Betracht zu ziehenden technischen Alternativen und räumlichen Varianten. 
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Als Belange werden insbesondere in die Abwägung eingestellt: Technische und 
wirtschaftliche Belange, umweltfachliche Belange, sonstige öffentliche 
Belange sowie private Belange und hierbei insbesondere die Betroffenheit von 
Privateigentum. Die Bewertung erfolgt anhand hierfür erarbeiteter 
Bewertungskriterien. 

Kommen Alternativlösungen ernsthaft in Betracht, so sind sie als Teil des 
Abwägungsmaterials mit der ihnen objektiv zukommenden Bedeutung in die 
vergleichende Prüfung der von den möglichen Varianten jeweils berührten 
öffentlichen und privaten Belange, ggf. unter Einschluss des Gesichtspunkts 
der Umweltverträglichkeit, einzubeziehen. Eine Alternative/Variante, die auf 
der Grundlage einer Grobanalyse als weniger geeignet erscheint, kann schon 
in einem frühen Stadium des Verfahrens ausgeschieden werden. Dabei gilt, 
dass eine Abwägung nicht bereits dann fehlerhaft ist, wenn sich später 
herausstellt, dass die verworfene Lösung ebenfalls mit guten Gründen 
vertretbar gewesen wäre, sondern vielmehr erst dann, wenn sich die 
ausgeschiedene Lösung als vorzugswürdig hätte aufdrängen müssen. 
 

„5.2.2 Ablauf der Alternativen-/Variantenprüfung“  

Die Abwägung der aus Sicht der Vorhabenträgerin in Betracht zu ziehenden, 
technischen Alternativen und räumlichen Varianten und die demnach zu 
bevorzugende technische Ausführung und Trassenführung ist in der 
Dokumentation zur Abwägung in der Planfeststellung (Anhang C dieser 
Anlage) ausführlich dargestellt.  

Die Entwicklung der zur Planfeststellung nachgesuchten Trassenführung sowie 
der Vergleich naheliegender räumlicher Varianten erfolgt in einem 
mehrstufigen Verfahren. Eine Analyse der Raumwiderstände im betroffenen 
Raum zur Ermittlung möglicher Trassenführungen erfolgt in Materialband 03. 
Die umweltfachlichen Auswirkungen werden in der UVS (Anlage 9) 
abgearbeitet. Auf einer ersten Stufe der Variantenprüfung werden die 
Korridorvarianten dann unter Berücksichtigung der technisch-wirtschaftlichen, 
umwelt-fachlichen und raumstrukturellen Belange sowie der privaten Belange 
miteinander verglichen. Ein Vorzugskorridor wird dabei evaluiert (vgl. Anhang 
C). Auf der zweiten Stufe wird die Standardtrassierung in diesem 
Vorzugskorridor dargelegt und die Trassenführung abgewogen. 

„5.2.3 Wesentliche Ergebnisse der Alternativen-/Variantenprüfung“  

Die Vorhabenträgerin hat zur Evaluierung der zur Planfeststellung 
nachgesuchten Trassenführung für das Vorhaben 380-kV-Leitung Kreis 
Segeberg – Raum Lübeck eine zweistufige Variantenprüfung nach den 
Maßgaben einer Freileitungsplanung durchgeführt. Auch wenn die Option 
zur Teilerdverkabelung besteht, ist zunächst von einer Freileitungsplanung 
auszugehen.  
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Ausgangspunkt für mögliche Varianten ist der bestätigte NEP 2019-2030. Er 
dokumentiert den notwendigen Übertragungsbedarf zwischen Netzknoten. D. 
h. es werden Anfangs- und Endpunkte von zukünftigen Leitungsverbindungen 
– hier also des Gesamtprojekts Ostküstenleitung insgesamt (zwischen dem 
Kreis Segeberg – Raum Lübeck – Raum Göhl – Siems) sowie der einzelnen 
Teilmaßnahmen – definiert. Das beantragte Projekt ist daher auch als 
Teilvorhaben des Vorhabens Nr. 42 im BBPlG aufgeführt.  

Die Vorhabenträgerin hat das Konzept einer Ostküstenleitung anderen 
möglichen Konzepten (z.B. Ausbau des 110-kV-Netzes) mit dem Ergebnis 
gegenübergestellt, dass das (großräumige) Konzept einer Ostküstenleitung vor 
allem aus Kostengründen, aus Gründen der Netzstabilität (und somit der 
Versorgungssicherheit) sowie aus Gründen der Nachhaltigkeit vorzuziehen ist. 
Dies entspricht im Übrigen den Untersuchungen der Bundesnetzagentur und 
den Vorgaben des Bundesbedarfsplangesetzes.  

Auf Grundlage der ermittelten Raumwiderstände (s. Materialband 03) wurden 
auf Korridorebene drei zu untersuchende Hauptvarianten evaluiert. Eckpunkte 
dieser Korridorplanung sind die Verknüpfungspunkte mit dem bestehenden 
bzw. auszubauenden 380-kV-Netz im Kreis Segeberg und im Raum Lübeck. Des 
Weiteren bieten sich im vorliegenden Untersuchungsraum zahlreiche Optionen 
einer Bündelung mit anderen linienförmigen Infrastrukturen an. Im 
Ausgangspunkt sind auf planerischer Ebene diverse Korridorvarianten 
evaluiert worden. Diese werden zunächst auf ihre Machbarkeit hin untersucht 
und technisch nicht realisierbare Korridore ausgeschieden. Aufgrund der in 
diesem Raum vorliegenden, geeigneten Bündelungsstrukturen werden in 
einem weiteren Untersuchungsschritt auch weitestgehend ungebündelte 
Korridore ausgeschrieben. Im Anschluss werden Gelenkpunkte gebildet, um die 
Besonderheiten der im Westen gelegenen „UW-Anbindungen“ herausarbeiten 
zu können: hier liegen mit Norderstedt, Henstedt-Ulzburg und Kaltenkirchen 
Siedlungsriegel vor, deren Querung einer genaueren Betrachtung und 
Abwägung untereinander bedarf. Damit die Besonderheiten dieser Querungen 
nicht im Zusammenhang mit der Gesamttrassenlänge verschmiert werden, 
erfolgt zunächst die Abwägung der UW-Anbindungen untereinander. Diese 
werden später mit den Hauptkorridoren (entlang der BAB A 20, der 
bestehenden 220-kV-Freileitung sowie bestehenden 110-kV-Freileitungen) 
verknüpft und dann zwischen den drei Gesamtvarianten die Beste ausgewählt. 
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5.3 Auswahl der Teilerdverkabelungsabschnitte 

… 

5.3.1 Abwägung der Teilerdverkabelungsabschnitte  

Kriterien für den Vergleich und die Bewertung der vorgenannten Prüfbereiche 
stellen die Berücksichtigung des Pilotcharakters bzw. Erprobungszwecks, die 
Anzahl der betroffenen Wohngebäude und der Abstand der Wohnbebauung zu 
einer möglichen Freileitung, die Umweltbelange, die raumordnerischen 
Belange, der technische und wirtschaftliche Aufwand sowie das 
Privateigentum dar. 

… 

5.3.2 Ergebnis der Erdverkabelungsabschnittsauswahl  

In der Gesamtabwägung (vgl. Anhang E zu dieser Anlage) zeigt sich, dass für 
den Abschnitt Kreis Segeberg – Raum Lübeck der Ostküstenleitung das 
insgesamt größte Entlastungspotenzial in den Prüfbereichen Henstedt-Ulzburg 
und Kisdorferwohld besteht. Es treten auch keine anderen hinreichend 
gewichtigen Aspekte hinzu, die es rechtfertigen oder erfordern könnten, einen 
Abschnitt mit deutlich weniger Entlastungspotenzial als Erdkabel auszuführen 
bzw. einen der Abschnitte mit merklichem Entlastungspotenzial nicht als 
Erdkabel auszuführen. In Anbetracht des Pilotcharakters einer solchen 
Erdverkabelung ist es auch nicht geboten, weitere Erdverkabelungsabschnitte 
vorzusehen. Die detaillierte Abwägung sowie Trassenfindung kann dem 
Anhang E entnommen werden. 
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Teil 2  Wie hat TenneT den Antragsgegenstand abgewogen? 

In der Unterlage PFU 01 Anhang C erläutert TenneT die „Abwägung des Vorzugswürdigen 
Freileitungsverlaufes und die Standortfindung der Umspannwerke“. 

Im Pkt. 4.6 Bildung von Abschnitten auf Grundlage der Gelenkpunkte  

Basierend auf den vorgenannt definierten Gelenkpunkten werden aus den 
ursprünglichen Korridoren nun insgesamt neun Abschnitte gebildet. Um 
Verwechslungen mit den in der Raumanalyse untersuchten Korridoren zu 
vermeiden, werden sie im Folgenden als „Abschnitte“ bezeichnet. Zur 
systematischen Abarbeitung werden sie in die drei Gruppen „Hauptkorridore“, 
„UW-Anbindungen Gelenkpunkt 220-kV“ und „UW-Anbindungen Gelenkpunkt 
110-kV“ gegliedert. 

Im Pkt. 4.6.1 werden die 3 Hauptkorridore A1, A2 und A3 beschrieben und gegeneinander 
abgewogen. 

Der Abschnitt A1 entspricht in weiten Teilen dem sich im Rahmen der 
Raumwiderstandsanalyse (vgl. Material-band 14.03) ergebenden Korridor 
A20. 

… 

Östlich des Gelenkpunktes 220-kV ergibt sich für die weitere Prüfung der 
Abschnitt A2. 

… 

Östlich des Gelenkpunktes 110-kV ergibt sich für die weitere Prüfung der 
Abschnitt A3. 
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Im Pkt. 4.6.2 UW-Anbindungen am Gelenkpunkt 220-kV (Abschnitte A4 bis A6) 

Westlich des Gelenkpunktes 220-kV werden die Abschnitte A4, A5 und A6 als 
mögliche Anbindungen an die 380-kV-Leitung Mittelachse definiert: 

Ausgehend vom Netzverknüpfungspunkt mit der Mittelachse bei Nützen 
verläuft der Abschnitt A4 parallel zur bestehenden 110-kV-Leitung 
Hamburg/Nord-Bramstedt (LH-13-147) in südlicher Richtung bis zum 
Gelenkpunkt 220-kV.  

Der Abschnitt A5 beginnt am Netzverknüpfungspunkt mit der Mittelachse bei 
Alveslohe. Er verläuft entlang der L 326 bis zum bestehenden UW 
Kaltenkirchen. Dort folgt er der 110-kV-Leitung Abzweig Kaltenkirchen (LH-13-
147 C) und verschwenkt von dort aus in südliche Richtung. Bis zum 
Gelenkpunkt 220-kV verläuft er parallel zur 110-kV-Leitung Hamburg/Nord-
Bramstedt (LH-13-147).  

Der Abschnitt A6 beginnt am Netzverknüpfungspunkt mit der Mittelachse bei 
Henstedt-Ulzburg. Er verläuft zunächst in süd-östlicher Richtung entlang der 
bestehenden 220-kV-Leitung Hamburg/Nord-Itzehoe/West (LH-13-202). 
Weiterhin quert er den Siedlungsbereich in Ulzburg-Süd. Ab dem bestehenden 
UW Hamburg/Nord (TTG) verschwenkt er in Richtung Norden und verläuft in 
Bündelung mit der bestehenden 220-kV-Leitung (LH-13-208) zum Gelenkpunkt 
220-kV.  

 … 

Die Prüfung / Bewertung des Abschnittes A4 erfolgt im Pkt. 4.7.1 Abschnitt A4 (ab Seite 
44ff). 

Die Prüfung / Bewertung des Abschnittes A5 erfolgt im Pkt. 4.7.2 Abschnitt A5 (ab Seite 
47ff). 

Die Prüfung / Bewertung des Abschnittes A6 erfolgt im Pkt. 4.7.3 Abschnitt A6 (ab Seite 
52ff). 

Ein Fazit wird im Pkt. 4.7.5 Zusammenfassung der Bewertungen der Abschnitte A4 bis A6 
gezogen. Der Abschnitt A6 wird ausgewählt. 

 

Im Pkt. 4.9 Prüfung der Hauptkorridore (A1 bis A3) und Verknüpfungen (V1 bis V3) werden 
die Hauptkorridore V1 (=A1), V2 (=A2 +A6 ➔ E1) und V3 (=A3)  

 

2.1  V1 = A1 (BAB A20) – ohne UW1! 

Wie bereits im Kapitel 4.9.1 erläutert, entspricht die Verknüpfung V1 dem 
Hauptkorridor A1.  

Im Folgenden wird geprüft, welche Konflikte die Verknüpfung V1 erzeugt und 
welche Entlastungen sich bei einem Neubau im Korridor V1 durch den Rückbau 
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der 220-kV-Bestandsleitung ergeben. Das Ergebnis dieser Bewertungen wird in 
die Abwägung eingestellt. 

Im Pkt. 4.9.2.6 Gesamtergebnis der Verknüpfung V1 (101) wird das Gesamtergebnis der 
Abwägung V1 vorgelegt. 

 

2.2  V2 = A2 

Wie bereits im Kapitel 4.9.1 „Bildung der Verknüpfungen V1 bis V3“ erläutert, 
wird die Verknüpfung V2 aus dem Hauptkorridor A2 und dem Abschnitt A6 als 
vorzugswürdigem Anbindungskorridor zum Gelenkpunkt 220-kV gebildet. Im 
Folgenden wird zunächst geprüft, welche Konflikte der Hauptkorridor A2 
erzeugt und welche Entlastungen sich durch den Rückbau der 220-kV-
Bestandsleitung ergeben. Im Anschluss werden die Abschnitte A2 und A6 
miteinander verknüpft und als Verknüpfung V2 in die Abwägung eingestellt. 

Im Pkt. 4.9.3.3 Gesamtergebnis Verknüpfung V 2 (109) wird das Gesamtergebnis der 
Abwägung V2 vorgelegt. 

2.3 V3 (unterlagertes 110-kV-Netz) 

Wie bereits im Kapitel 4.9.1 erläutert, wird die Verknüpfung V3 aus dem 
Hauptkorridor A3 und dem Abschnitt A8 als vorzugswürdigem 
Anbindungskorridor zum Gelenkpunkt 110-kV gebildet. Im Folgenden wird 
zunächst geprüft, welche Konflikte der Hauptkorridor A3 erzeugt und welche 
Entlastungen sich bei einem Neubau im Korridor A3 durch den Rückbau der 
220-kV-Bestandsleitung ergeben. Im Anschluss werden die Abschnitte A3 und 
A8 miteinander verknüpft und als Verknüpfung V3 in die Abwägung 
eingestellt.  

Im Pkt. 4.9.3.3 Gesamtergebnis Verknüpfung V 2 (109) wird das Gesamtergebnis der 
Abwägung V2 vorgelegt. 

2.4 A6 (220-kV-Bestandstrasse Habichtstrasse, Neuer Damm und Pirolweg)  

Die Entscheidung zur Trasse A6 wurde bereits oben beschrieben (Pkt.4.7.5 Seite 69). 
Wegen der Überspannung von Wohngebäuden der Straßenzüge Habichtstraße, 
Neuer Weg und Pirolweg unter der 220-kV-Bestadstrasse wurde eine alternative 
Erdkabeltrasse gesucht.  

2.5 E1 (bis E6) Erdkabeltrassen 

Als Ersatz der Freileitung A6 die Erdkabel-Trassenvarianten E1, E3, E5 mit dem UW 1 
an der A7 und  E2, E4 und E6 mit dem UW 2 im AKN-Bahnbogen A1 – A2 
gegeneinander abgewogen und die Trasse E1 mit dem UW 1 benannt. 
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Erläuterung: 

Mit dieser Erdkabelvariante E1 umgeht man zwar einige Engstellen zwischen den Ortsteilen 
bzw. Wohnbebauungen, unterquert jedoch das Bruch- und Feuchtwaldgebiet und die 
Gewässer des Naturschutzgebietes Pinnauquelle.  

Die Baustelleneinrichtung hinter der Horizontalbohrung sowie die Kabeltrasse in offener 
Bauweise liegt auf der Fläche der Pinnau-Quellwiese mit 40 Quelltöpfen! 
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Teil 3  Welche Einwände haben wir gegen die: 

3.1 Erdkabeltrasse E1  

Quelle:  Erläuterungsbericht,  
Pkt. 6.2.2 Beschreibung des Trassenverlaufs 

Aussage: 

Da in diesem Bereich im Süden der Trasse ein Wohngebiet angrenzt, dehnt sich 
der Trassenstreifen in einem Bogen nach Norden aus. Im weiteren Verlauf 
unterquert das Erdkabel die Gewässer der Pinnau. 

 

Auszug aus PFU_08.02_BKM_1.04_1778-2688 

 

Auszug aus PFU_04.01_LP_04_1778-2688 
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Einwand 1: 

Die Grundannahme einer technischen Realisierbarkeit der Unterquerung der 
Pinnaugewässer sowie von AKN-Bahntrasse und Hamburger Straße für 12 Leitungen halten 
wir auf der Basis hierzu bislang vorliegender Erkenntnisse zum Untergrund für falsch. 

Es wird an dieser Stelle, basierend auf der Auswahl von Erdverkabelungsabschnitten gemäß 
Anhang E eine technische Realisierbarkeit der Erdverkabelung unterhalb der Pinnaugewässer 
und – wiesen sowie unterhalb von Bahntrasse und Hamburger Straße mittels HDD-
Bohrungen für insgesamt 12 Leitungen auf einer Bohrstrecke in zwei Teilabschnitten von ca. 
560 m unterstellt. Eine hinreichende Vorerkundung zur Beurteilung einer Realisierbarkeit 
dieser Maßnahme ist den Unterlagen jedoch nicht zu entnehmen.  

1. Frage:  

Wie und auf Grundlage welcher technischen Datenbasis wird eine Realisierbarkeit der 
Kabelverlegung für 12 Leitungen über hunderte von Metern bei zu erwartendem sehr 
schwierigem Untergrund im HDD-Verfahren insbesondere unter den Gewässern der Bruch- 
und Feuchtwaldbereiche des Pinnaubiotops aber auch unterhalb der AKN-Bahnlinie und 
Hamburger Straße begründet?  

 

Quelle: Erläuterungsbericht  
Pkt. 6.5.2.4 Bauablauf bei geschlossener Bauweise  

Aussage: 

Bei der Verlegung der 380-kV-Kabel wird das Horizontalspülbohrverfahren 
(engl. Horizontal Directional Drilling, HDD-Verfahren) angewendet. 

Einwand 2: 

Dieses Verfahren ist für die Durchbohrung einer so langen Strecke mit hoher 
Leitungsdichte (12 Leitungen auf engem Raum) mit mutmaßlicher Durchörterung einer 
eiszeitlichen Moräne mit voraussichtlich hoher Dichte von Blöcken/ Findlingen technisch 
weder angezeigt noch geeignet.  

Unseres Erachtens handelt es sich hierbei um ein unter den gegebenen Voraussetzungen 
noch nicht angewandtes bzw. erfolgreich durchgeführtes Verfahren. 

Die einzige bislang erkennbare, nachvollziehbare Begründung für eine Rechtfertigung der 
Anwendung dieses in diesem konkreten Fall unseres Erachtens ungeeigneten Verfahrens ist, 
dass hiermit dem vom Gesetzgeber gewünschten Pilotcharakter im besonderen Maß 
Rechnung getragen wird. (s. hierzu Quelle: Anhang E, Teilerdverkabelung und 
Kabelübergangsanlagen; 7.3.1.1 Technische und wirtschaftliche Kriterien:   

„Insgesamt kann somit für die Variante E1 aus technischer Sicht festgehalten werden, dass 
die Erfüllung des Pilotcharakters unter Abschätzung technischer Risiken bei dieser Variante 
besonders gut Rechnung getragen werden kann“.) 
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Unverständlich ist daher, dass nicht zunächst durch umfassende belastbare Untersuchungen 
die grundsätzliche Realisierbarkeit dieses Pilotprojektes im Vorfeld ermittelt wird.  

 

2. Frage:  

Liegen hinreichende Erfahrung für die Anwendung des HDD-Verfahrens unter vergleichbaren 
Rahmenbedingungen vor, die eine Anwendung des Verfahrens bei gegebenen gravierenden 
technischen Risiken sowie Nachteilen insbesondere hinsichtlich Ausfallzeiten, Lebensdauer, 
Versorgungssicherheit und Kosten (s. Anhang E, Kapitel 3.2) rechtfertigen? 

3. Frage:  

Handelt es sich bei dem geplanten Verfahren zur Erstellung von 12 Leitungen um einen 
Versuch zur Erprobung dieses Verfahrens im Sinne einer „try- and error- Vorgehensweise?“.  

4. Frage:  

Welche belastbaren Untersuchungsergebnisse liegen vor, die einen solchen Pilotversuch 
rechtfertigen?  

 

Quelle  Erläuterungsbericht  
Pkt. 6.5.2.2 Bauvorbereitende Maßnahmen  

 

Aussage:  

Zu den vorbereitenden Maßnahmen vor der Herstellung des Kabelgrabens 
gehören Baugrund- und Bodenuntersuchungen. 

Einwand 3: 

Diese Aussage betrifft nur die verhältnismäßig leicht zu erstellenden Kabelgräben und 
nicht die Kabelverlegung im HDD-Verfahren. Hinreichende Baugrund- und Bodengutachten 
sind hierzu den PF-Unterlagen nicht zu entnehmen. 

Ergebnisse hinreichender Baugrund- und Boden-Untersuchungen zur Beurteilung der 
Realisierbarkeit der Unterbohrung von AKN-Bahnlinie, Hamburger Straße und 
Pinnaugewässer mittels HDD-Verfahrens sind den vorliegenden Planfeststellungsunterlagen 
nicht zu entnehmen. Angesichts der zu erwartenden besonderen Herausforderungen im 
Rahmen eines Pilotvorhabens wäre eine umfassende Voruntersuchung gerade für diese 
Maßnahme aber äußerst wichtig. 

Es drängt sich somit auch an dieser Stelle der Eindruck auf, dass der im HDD-Verfahren 
geplante Erdverkabelungsabschnitt als eine Try and Error- Maßnahme geplant wird, zumal 
wiederholt im Rahmen der hier vorgelegten Unterlagen in diesem Zusammenhang stets der 
Pilot- und Erprobungscharakter dieser Maßnahme als maßgebliche Begründung für deren 
Realisierbarkeit herausgestellt wird. 
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5. Frage:  

Wenn zu den vorbereitenden Maßnahmen „vor der Herstellung des Kabelgrabens Baugrund- 
und Bodenuntersuchungen gehören“ dann stellen sich hinsichtlich der Kabeltrasse 
insbesondere unter den Pinnaugewässern die Fragen 

-  wann und in welchem Umfang und mit welchem Ergebnis wurden solche 
Untersuchungen durchgeführt? 

-  wurden projektspezifische Untersuchungen (insb. horizontale 
Erkundungsbohrungen) durchgeführt und hinsichtlich der tatsächlichen technischen 
Realisierbarkeit des geplanten Verfahrens ausgewertet? 

- Sind weitere bzw. hinreichende Untergrund-Untersuchungen vor Durchführung der 
Pilot- und Erprobungsphase geplant? 

Quelle: Erläuterungsbericht  
Pkt. 5.2 Bauablauf des Erdkabels 
Pkt. 6.5.2.1 Überblick über die Baumaßnahmen und Bauzeit  

Aussage: 

Bei der Durchführung von HDD-Bohrungen ist ein unterbrechungsfreier 
Bohrfortschritt zu gewährleisten, da sich beim Stoppen der Bohrungen die 
Bohrgestänge oder einzuziehenden Leerrohre im Erdreich festsetzen können. 
Um dies zu verhindern, ist ein kontinuierlicher Bohrvorgang zwingend 
notwendig. 

 

Einwand 4: 

Auch Angesichts der nach unserer Auffassung unzureichenden Voruntersuchungen kann 
ein solcher unterbrechungsfreier Bohrfortschritt nicht gewährleistet werden. 

Es sind allein im Bereich der Pinnaugewässer ebenso wie unterhalb einer Bahntrasse und der 
Hamburger Straße 12 Leitungen auf einer Bohrstrecke von mehreren hundert Metern im 
HDD-Verfahren mutmaßlich mit Durchörterung einer eiszeitlichen Moräne mit 
voraussichtlich hoher Dichte von Blöcken/ Findlingen geplant. In einem solchen Untergrund 
ist nach menschlichem Ermessen nicht von einem unterbrechungsfreien Bohrfortschritt 
auszugehen. 

Quelle: Anhang E, Teilerdverkabelung und Kabelübergangsanlagen,  
Pkt. 2.5 Zulässigkeit eines Erdkabels außerhalb der Freileitungstrasse  

Aussage: 

Während zur Errichtung von Freileitungsmasten für nahezu alle Bodenarten 
Techniken zur Verfügung stehen, wird der Bodenbeschaffenheit bei 
Erdverkabelungen besondere Bedeutung beigemessen. 
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Einwand 5:  

Eine solche besondere Bedeutung wird der Anwendung des wesentlich anspruchsvolleren 
HDD-Verfahrens aber nicht erkennbar zugemessen. 

Quelle: Anhang E, Teilerdverkabelung und Kabelübergangsanlagen  
Pkt. 3.2 Keine darüberhinausgehende Erdverkabelung 

Aussage:  

Die Führung einer 380-kV-Leitung als Erdkabel entspricht nicht dem Stand der 
Technik. 

Einwand 6: 

Die Führung der Leitung als Erdverkabelung entspricht unter den bislang bekannten 
Voraussetzungen unseres Erachtens nicht einmal den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik.  

In dem uns hierzu vorliegenden aktuellen Erfahrungsbericht zum Einsatz von Erdkabeln im 
Höchstspannungs-Drehstrombereich vom 07.10.2020  

Quelle: 
https://www.amprion.net/Dokumente/Dialog/Downloads/Studien/Erfahrungsbericht-
Erdkabel_Oktober-2020.pdf 

wird auf der Basis bislang vorliegender Erfahrungen mit Erdverkabelungen folgendes 
ausgesagt: 

• „Die Teilerdverkabelung (TEV) im Wechselstromnetz ist immer noch technisches 
Neuland. Eine Begrenzung auf Pilotvorhaben ist weiterhin erforderlich, da die 
Auswirkungen auf das Gesamtnetz noch nicht geklärt sind, die Auswertung weiterer 
Erfahrungen ist dringend geboten. Bislang ist keines der Pilotvorhaben mit 
Teilerdverkabelung im vollen Systembetrieb“. 

• „Der Großteil der Pilotvorhaben mit Teilerdverkabelung ist noch in der Planungs- oder 
Genehmigungsphase. Die bereits gewonnenen Erfahrungen mit Erdverkabelungen 
im Wechselstromnetz beschränken sich daher vor allem auf diese beiden Phasen“. 

• „Aus den bisherigen 9 Pilotvorhaben lassen sich noch keine abschließend gesicherten 
Erkenntnisse hinsichtlich Betrieb, Reparatur und Erneuerung ableiten.“ 

• „Der offene Kabelgraben ist nach derzeitigem Erfahrungsstand die meistverbreitete 
Bauweise, da hier auf alle unvorhergesehenen Besonderheiten im Baugrund (Gestein, 
erdverlegte Leitungen etc.) schnell und effektiv reagiert werden kann. Damit sind 
aber auch die vergleichsweisen größten Eingriffe in Landschaft und Umwelt 
verbunden“.  

• Geschlossene Verfahren (Bohrungen, Tunnel etc.) sind in der Regel deutlich teurer 
und oft langsamer in der Umsetzung. Auf Abweichungen im Baugrund (größeres 
Gestein, Findlinge, stark inhomogener Baugrund) kann deutlich weniger flexibel 
reagiert werden, sodass solche Verfahren risikobehafteter und planungsintensiver 

https://www.amprion.net/Dokumente/Dialog/Downloads/Studien/Erfahrungsbericht-Erdkabel_Oktober-2020.pdf
https://www.amprion.net/Dokumente/Dialog/Downloads/Studien/Erfahrungsbericht-Erdkabel_Oktober-2020.pdf
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sind. Dadurch können sie größere Auswirkungen auf Projekttermine und -kosten 
haben. 

Gerade die beiden zuletzt genannten Aussagen belegen neben der grundsätzlich 
unzureichenden Erfahrung mit der hier geplanten Technik die hohen Risken eines massiven 
Eingriffes in Landschaft und Umwelt und im Hinblick auf das Bohrverfahren zudem aufgrund 
von Abweichungen im Baugrund. Demnach liegen für die Durchquerung der Pinnauwiesen 
und -Gewässer die für die Anwendung eines solchen ohnehin nicht hinreichend erprobten 
Verfahrens die denkbar schlechtesten Voraussetzungen (Quelltöpfe und Wasserläufe im 
offenen Erdverkabelungsbereich; Unterbohrung eines Biotops mit Wasserflächen sowie 
Bruch- und Feuchtwaldbereichen mit streng geschützten Arten in einem mutmaßlich extrem 
schwierigen, inhomogenen Untergrund) vor. 

6. Frage:  

Warum liegt für das HDD-Verfahren unter den hier vorliegenden Voraussetzungen in dieser 
Hinsicht keine klare Einstufung und Bewertung der Realisierbarkeit vor? 

7. Frage:  

Warum liegen für das HDD-Verfahren unter den hier vorliegenden Voraussetzungen in dieser 
Hinsicht keine klare Einstufung und Bewertung der Realisierbarkeit vor? 

Quelle Anhang E, Teilerdverkabelung und Kabelübergangsanlagen 
Pkt. 3.2 Keine darüberhinausgehende Erdverkabelung 

Aussage: 

... 380-kV-Erdkabel weisen eine höhere Störanfälligkeit auf. Dies gilt sowohl für 
Beschädigungen der Isolierung als auch für Gefahren durch Überhitzung. 
Erdkabel müssen größer dimensioniert werden. Die prognostische 
Lebensdauer von Erdkabeln beträgt nur die Hälfte der Lebensdauer einer 
Freileitung. Reparaturen sind damit nicht nur häufiger zu erwarten, sie sind bei 
Erdkabeln auch mit deutlich größerem Aufwand verbunden, weil die Leitung 
schlechter zugänglich ist als eine Freileitung. Dies gilt erst recht, wenn das 
Erdkabel im Horizontal-spülbohrverfahren (HDD - „Horizontal Directional 
Drilling“) unter bestehenden Infrastrukturen verlegt wird. Insgesamt ist bei 
Erdkabeln aufgrund dieser Schwierigkeiten mit deutlich größeren Ausfallzeiten 
zu rechnen als bei einer Freileitung. Erdkabel weisen deshalb in Bezug auf die 
Versorgungssicherheit deutliche Nachteile gegenüber Freileitungen auf. 
Schließlich sind die Kosten für Erdkabel 3- bis 4-mal höher als bei einer 
Freileitung. 

Einwand 7: 

Extrem schlecht zugänglich sind Erdkabel-Leitungen, welche insbesondere in relativ großer 
Tiefe unter Gewässern und Bruch – und Feuchtwaldbereiche verlegt werden. Genau dies 
ist allerdings mit Hilfe von HDD-Bohrungen im Bereich der Pinnaugewässer geplant. 
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(s. hierzu auch Anhang A: Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

5.4 Ermittlung und Bewertung der Umweltauswirkungen der 380-kV-Erdkabel und 
Kabelübergangsanlagen: Aussage: ………auf Höhe der Pinnauwiesen. Dieser empfindliche 
Bruch- und Feuchtwaldbereich wird mittels Bohrung gequert, um erhebliche 
Umweltauswirkungen zu vermeiden.)  

8. Frage:  

Warum wird die extrem schlechte Zugänglichkeit von ohnehin nur im Pilotversuch zu 
verlegenden Leitungen innerhalb eines empfindlichen Bruch- und Feuchtwaldbereiches und 
unterhalb von Gewässern und auch unterhalb von Bahntrasse und Hamburger Straße nicht 
thematisiert?  

Schlussendlich geht es ja an diesem Punkt maßgeblich auch um die Versorgungssicherheit, 
da man an so verlegte Leitungen ohne massive Zerstörung von wertvollen Naturräumen, 
Trockenlegung von Gewässern etc. und damit verbundenen gravierenden technischen und 
rechtlichen Hemmnissen ja gar nicht herankommen würde. 

 

Quelle: Anhang E, Teilerdverkabelung und Kabelübergangsanlagen 
Pkt. 7.3.1 Erdkabelvariante E1  
Pkt. 7.3.1.1 Technische und wirtschaftliche Kriterien  

Aussage: 

Bei HD-Bohrungen bestehen insgesamt höhere bautechnische Risiken als bei 
der offenen Verlegung, da man mit den vorgeschalteten 
Baugrunduntersuchungen den Untergrund nur punktuell, jedoch nicht 
vollumfänglich untersuchen kann. Damit steigt das Risiko, dass erst im Zuge 
des Bohrvorgangs nicht vorhersehbare Hindernisse oder Bodenverhältnisse 
festgestellt werden, die einen beträchtlichen Einfluss auf die 
Durchführbarkeit der Arbeiten haben können.  

 

Einwand 8: 

Somit werden bewusst unnötige und extrem große Risiken eingegangen. 

Grundsätzlich ist damit zu rechnen, dass auf der sehr langen Bohrstrecke eiszeitliche 
Ablagerungen durchbohrt werden müssen. Hierzu liegen aus der näheren Umgebung der 
geplanten Kabeltrasse umfangreiche Kenntnisse und Erfahrungen insbesondere durch die 
Tieferlegung der AKN vor. In diesem Zusammenhang wurde eine Vielzahl von großen bis zu 
zig Tonnen schweren Blöcken/ Findlingen angetroffen und geborgen. 

Diese Erkenntnisse werden offenbar weitestgehend ignoriert. Wie schon mehrfach als 
erhebliches Versäumnis dargestellt, fehlen in den PFU belastbare Unterlagen zur 
Baugrunderkundung bzw. Unterlagen zu Pilot- und Erkundungsbohrungen (z.B. 
Horizontalbohrungen) um überhaupt erst eine Aussage zur technischen Realisierbarkeit der 
Erdverkabelung in diesem Bereich treffen zu können. 
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Zwar können mit einer vorgeschalteten Baugrunduntersuchung punktuelle Abweichungen 
nicht erfasst aber grundsätzliche Aussagen zur Realisierbarkeit der HDD-Bohrungen 
getroffen werden. Es ist fachtechnisch nicht nachvollziehbar, wenn auf eine solche 
eingehende Vorerkundung – auch angesichts der Dimension und des extremen Kostenrisikos 
der geplanten Maßnahme und des hohen Versagensrisikos der eingesetzten Technik – 
verzichtet wird bzw. diese erst im Rahmen des Pilotversuches durchgeführt werden soll.   

 

Quelle: Anhang E, Teilerdverkabelung und Kabelübergangsanlagen 
Pkt. 7.3.1.1 Technische und wirtschaftliche Kriterien  

Aussage: 

Sollte es aufgrund eines ungünstigen Baugrundes oder sonstiger aktuell nicht 
einzuschätzender Störquellen (z.B. Findlinge) zu Schwierigkeiten bei den 
Bohrungen kommen, bestehen ausreichend Handlungsmöglichkeiten. 
Aufgrund der Breite des Querungsbereiches sind weitere, versetzte Bohrungen 
denkbar, aber auch das Beseitigen von Störstellen oder das Bergen 
festgefahrene Technik durch einen Tiefbau wäre im relevanten 
Betrachtungsbereich weitestgehend ohne größeren bautechnischen 
Aufwand möglich.  

Insgesamt kann somit für die Variante E1 aus technischer Sicht festgehalten 
werden, dass die Erfüllung des Pilotcharakters unter Abschätzung technischer 
Risiken bei dieser Variante besonders gut Rechnung getragen werden kann.  

Einwand 9: 

Für die „Ausweichmethode“ mit versetzten Bohrungen benötigt man bei offenbar gegebener 
unzureichender Vorplanung schon Glück um überhaupt genügend Korridore für 12 Kabel zu 
finden. Alternativ sollen lt. Planunterlagen Findlinge/ Hindernisse und festgefahrene Technik 
durch einen Tiefbau weitestehend ohne größeren bautechnischen Aufwand geborgen 
werden können. 

Hierzu fehlen aber jegliche Hinweise/ Prüfungen, wie so eine Beseitigung überhaupt 
umgesetzt werden könnte. An dieser Stelle fehlt eine Aussage, wie eine solche Bergung zum 
Beispiel auch nur eines Findlings im Bereich der Pinnaugewässer durchführbar wäre. 

Fakt ist, dass eine solche Bergung eine besonders aufwändige Tiefbaumaßnahme erfordern 
würde, verbunden mit gravierenden Auswirkungen auf das Pinnaubiotop bis hin zu seiner 
weitgehenden Zerstörung. 

Beispielsweise setzt die Hebung von nur einem tonnenschweren Findling in der geplanten 
großen Bohrtiefe unter den Pinnaugewässern zwingend folgendes voraus: 

- Erstellung von Fahrwegen für schweres Gerät (Probleme: Tragfähigkeit, 
Fahrbahnaufbau im Feuchtgebiet, Sackungen, Setzungen, ggf. Trockenlegung von 
Gewässern, Beseitigung der Vegetation, Schneisenbildung, Zerstörung von z.T. streng 
geschützter Arten). 
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- An der Hindernisstelle selbst müsste zur Freilegung und Bergung etwaiger 
Findlinge/Blöcke zum Beispiel ein Spundbohlenverbau errichtet werden da mit einem 
wassergesättigten Boden zu rechnen ist. Eine Bergung im Bereich der weit 
verbreiteten Wasserflächen im Bereich der Pinnaugewässer stellt ein zusätzliches 
gravierendes Problem dar. 

9. Frage:  

Was wird unter „Tiefbau ohne größeren bautechnischen Aufwand“ im Zusammenhang mit 
der Bergung von Hindernissen auch innerhalb eines Bruch- und Feuchtwaldbereiches und 
unterhalb der Pinnaugewässer aber auch im unmittelbaren Bereich der Hamburger Straße / 
AKN-Bahnlinie verstanden?  

10. Frage: 

Störungen der hier angesprochen Art werden nach menschlichem Ermessen nicht 
vermeidbar sein. Wieso werden die hiermit verbundenen massiven Risiken nicht erläutert 
oder belastbare Lösungsansätze aufgezeigt und diese Risiken somit weitestgehend ignoriert? 

Quelle: Anhang E, Teilerdverkabelung und Kabelübergangsanlagen.  
Pkt. 7.3.1.2 Umweltfachliche Kriterien  

Aussage: 

Aus umweltfachlicher Sicht ergeben sich durch die Variante E1 erhebliche 
Umweltauswirkungen nur für das Schutzgut Boden. Auswirkungen auf die 
übrigen Schutzgüter wie Pflanzen, Tiere, Landschaft sind aufgrund der 
geringen projektspezifischen Wirkungen nicht als erheblich im Sinne des UVPG 
zu bewerten. 

Einwand 10: 

Da weder ausreichende Bodenuntersuchungen hierzu vorliegen, noch nach unseren 
Erkenntnissen eine detaillierte Betrachtung hinsichtlich besonders geschützter Arten im 
Bereich des zu unterbohrenden Bruch- und Feuchtwaldbereiches durchgeführt wurden, 
würde allein schon eine Störung dieser Art erhebliche Folgen hinsichtlich des Bauablaufes 
und letztendlich der Realisierbarkeit der Maßnahme haben. 

Das Verfahren der HD-Bohrungen kann in dem hier vorliegenden Untergrund über die 
geplante lange Strecke nur dann durchgeführt werden, wenn ein unterbrechungsfreier 
Bohrfortschritt gewährleistet ist. Um dies zu verhindern, ist lt. Tennet ein kontinuierlicher 
Bohrvorgang zwingend notwendig. Dies gilt dann sowohl für die Pilotbohrung als auch für 
die Aufweitungsbohrungen, also mehrere Bohrvorgänge mit unterschiedlichen 
Querschnitten für eine einzige Leitung von insgesamt 12 zu erstellenden Leitungen. Es ist bei 
den zu erwartenden Untergrundbedingungen und der sehr langen Bohrstrecke auch 
unterhalb der Pinnaugewässer nicht davon auszugehen, dass dies gelingt. 

Unberücksichtigt bleiben bislang auch die sich östlich an das Pinnaubiotop anschließenden 
Wiesen, in denen sich die Quelltöpfe der Pinnau befinden. Hier ist die Erdkabelverlegung im 
offenen Verfahren geplant, was mit einer erheblichen Zerstörung dieses Quellbereiches 
einhergehen dürfte.  
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Ebenfalls nicht berücksichtigt wurde die unmittelbare Auswirkung der HD-Bohrungen auf die 
Pinnaugewässer und den Bruch- und Feuchtwaldbereich. So besteht die große Gefahr, dass 
zum Beispiel durch Durchörterung von abdichtenden Schichten Wasserwegsamkeiten 
geschaffen werden, die zu einer Entwässerung des Feuchtgebietes und der Gewässer 
führen. 

11. Frage:  

Wie kann die Beseitigung eines Hindernisses im Bereich des Bruch- und Feuchtwaldbereiches 
bzw. in einem mit Gewässern durchzogenen Gebiet ohne gravierenden Eingriff mit streng 
geschütztem Arten, Gewässer, Boden etc., realisiert werden? 

12. Frage:  

Warum wurde das Schutzgut Mensch nicht bewertet, welches in dem Fall tangiert wird, 
wenn durch die nicht erfolgreichen Erdbohrungen die Zerstörung des heute bestehenden 
Naherholungsgebietes zu erwarten ist?  

13. Frage:  

Warum wurde die Auswirkung der Maßnahme auf das Quellgebiet der Pinnau nicht 
betrachtet?  
Sind die Quellen und Wasserläufe und die hiermit verbundenen Schutzgüter Pflanzen, Tiere, 
Landschaft  aufgrund der geringen projektspezifischen Wirkungen tatsächlich nicht als 
erheblich im Sinne des UVPG zu bewerten? 

14. Frage:  

Warum wurde die Auswirkung der Maßnahme auf den Wasserhaushalt der Bruch- und 
Feuchtwaldgebietes und insbesondere auf die Pinnaugewässer berücksichtigt? 
Welche Maßnahmen sollen ergriffen werden, um eine solche schwerwiegende 
Beeinträchtigung in diesem Gebiet ausschließen zu können? 

Einwand 11: 

Durch die Baufelder für die Aufstellung der HDD-Bohrtechnik werden große temporäre 
Baufelder benötigt, die Karte PFU_08.02_BKM_1.04_1778-2688 zeigt das rechte Baufeld für 
die HDD-Bohrungen unter dem Biotop Pinnauquelle. 

 

Auszug aus Karte PFU_08.02_BKM_1.04_1778-2688 
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Hier wird die Zerstörung der Pinnau-Quellwiese mit den 40 Quelltöpfen billigend in Kauf 
genommen! 

Quelle: Anhang E, Teilerdverkabelung und Kabelübergangsanlagen 
Pkt. 7.5.1 Technische und wirtschaftliche Kriterien 

Aussage: 

Der mit der Erprobung bezweckte Erkenntnisgewinn ist im Bereich der 
geplanten Erdkabeltrasse möglich. Die vorgesehene Trassenführung erlaubt 
die Erprobung verschiedener bautechnischer Verfahren für die 
Erdverkabelung bei der Unterbohrung von Gewässern und Verkehrswegen 
unter beengten räumlichen Verhältnissen. Hierzu zählen insbesondere die 
technisch anspruchsvollen Unterbohrungen der Schienen der AKN Eisenbahn 
AG im Bereich Ulzburg Süd und die Unterbohrung der Gewässer der Pinnau 
östlich der Hamburger Straße. Außerdem können Erfahrungen im 
Dauerbetrieb gesammelt werden.  

Insgesamt muss deshalb nicht aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen 
von der geplanten Erdverkabelung zugunsten der Freileitung gemäß 
Materialband 08 Abstand genommen werden. 

Einwand 12: 

Es handelt sich demnach um einen Versuch unter Einsatz von für den gedachten Zweck 
demnach offenkundig nicht erprobter Technik und unseres Erachtens auch in diesem Fall 
nicht geeigneter Technik im Bereich eines intakten und wertvollen Naturraumes mit streng 
geschützten Arten. 

Eine Erprobung ist gleichbedeutend mit einem Versuch. Nicht einmal ansatzweise werden 
sinnvolle technische Alternativen für den sehr wahrscheinlichen Fall eines teilweisen oder 
vollständigen Scheiterns des Versuches beschrieben. Die weitgehende und im Rahmen der 
PFU offenbar vorausgesetzte Unberührtheit des Naturraumes durch diese Maßnahme ist 
allein schon dann in Frage zu stellen, wenn sich die Technik in diesem Naturraum festfährt 
oder Hindernissen nicht ausgewichen werden kann. Auf der Grundlage bislang vorliegender 
regionaler Erkenntnisse über den zu durchbohrenden Untergrund ist aber damit zu rechnen, 
dass derartige „Störungen“ nicht die Ausnahme, sondern eher die Regel sein werden. 

15. Frage: 

Es wird auf die Erprobung verschiedener bautechnischer Verfahren für die Erdverkabelung 
bei der Unterbohrung von Gewässern …. hingewiesen. In diesem Zusammenhang wird aber 
nur das HDD-Verfahren beschrieben und alternative Verfahren ausgeschlossen. Um welche 
anderen bautechnischen Verfahren handelt es sich dann? 

16. Frage:  

In Anhang E, Kapitel 7.3.1.1 wird ausgesagt, dass aufgrund der Breite des Querungsbereiches 
weitere, versetzte Bohrungen denkbar sind“. Unter 7.3.1.2 wird ausgesagt „die vorgesehene 
Trassenführung erlaubt die Erprobung verschiedener bautechnischer Verfahren für die 



Stellungnahme   
des Ortverbandes der CDU und der BFB-Wählergemeinschaft Henstedt-Ulzburg 

zum Erläuterungsbericht und zur Umweltverträglichkeitsstudie im 
Planfeststellungsverfahren 380-kV-Leitung Kreis Segeberg – Raum Lübeck (LH-13-328) 

 

 

 Seite 24 von 39 Stand: 11.02.2021 

Erdverkabelung bei der Unterbohrung von Gewässern und Verkehrswegen unter beengten 
räumlichen Verhältnissen.“ 

Wie ist dieser Widerspruch zu verstehen? Wird je nach der gesuchten Begründung für das 
Verfahren nach Argumenten gesucht bis es passt auch wenn sich die Argumente letztendlich 
widersprechen? 

 

Quelle: Anhang E, Teilerdverkabelung und Kabelübergangsanlagen 
Pkt. 7.5 Abwägung mit der Freileitung  

Aussage: 

Abschließend ist die gewählte Erdkabel-Vorzugsvariante (Variante E1) einer 
Freileitungstrassierung gegenüberzustellen, denn es wäre denkbar, dass 
durch die Erdverkabelung so gewichtige Eingriffe entstehen, dass von der 
Erfüllung der Pilotfunktion abgesehen werden müsste.  

Einwand 13: 

Es ist nicht nur denkbar, sondern nach derzeitigem Erkenntnisstand sehr wahrscheinlich, 
dass von der Erfüllung der Pilotfunktion abgesehen muss.  

Fazit: 

1. Auf der Grundlage bislang vorliegender Erkenntnisse ist eine Realisierbarkeit der 
Erdverkabelung durch das HDD-Verfahren insbesondere im Bereich der Pinnaugewässer 
bei gegebenen und bislang bekannten Rahmenbedingungen nicht zu erwarten. 

2. Es ist versäumt worden, ein aussagefähiges Baugrund- und Bodengutachten zu erstellen, 
auf dessen Grundlage die technische Realisierbarkeit der Erdkabelvariante E1 mit einem 
mehrere hundert Meter langen Teilstück unter den Pinnaugewässer/ -wiesen, 
Hamburger Straße und Bahntrasse für insgesamt 12 Leitungen und Bahntrasse in 
Henstedt-Ulzburg beurteilt und festgestellt werden kann. 

3. Diese gravierenden Defizite sollen durch ein Pilot- und Erprobungsverfahren offenbar in 
Form einer try-and-error- Vorgehensweise im laufenden Projekt – also ohne erkennbar 
ausreichende Vorplanung – ausgeglichen werden.  

4. Die damit voraussichtlich verbundene und in den Planunterlagen auch benannte 
alternative Vorgehensweise (insb. Hebung von Findlingen/ Blöcken in der Moräne) 
wurde hinsichtlich Ihrer Auswirkung und Folgen für Naturräume, Gewässer, besonders 
geschützte Arten etc. nicht hinreichend berücksichtigt bzw. untersucht. Auch die 
Auswirkung der Verlegung von Erdkabeln im offenen Verfahren im Bereich der 
Quelltöpfe der Pinnau wurde hinsichtlich der Auswirkung auf diese Quellen und damit 
verbundene Schutzgüter nicht erkennbar berücksichtig.  

5. Aber selbst eine hier einmal unterstellte geglückte Verlegung der Erd-Leitungen hätte zur 
Folge, dass die 380-kV-Erdkabel hinsichtlich Störanfälligkeit, Lebensdauer, Ausfallzeiten, 
Versorgungssicherheiten und Kosten nachweislich erhebliche Defizite aufweisen, ganz zu 
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schweigen von den Schwierigkeiten, eine Störstelle zum Beispiel unter einem Gewässer 
im Pinnau-Biotop beseitigen zu müssen. 

6. Es ist daher auch die Frage zu stellen, was es dem Vorhabenträger auch hinsichtlich der 
öffentlichen Akzeptanz für Erdkabeltrassen bringen soll, wenn ein solches Pilotvorhaben 
scheitert bzw. gerade durch die Erdverkabelung gravierende Zerstörungen von sehr 
wertvollen Naturräumen entstehen?  

 

Quelle: Fehlende artenschutzrechtliche Prüfung für den Teilabschnitt im 
Geltungsbereich des B-Planes 96 – Hofstelle Schacht im Rahmen der 
Erdkabeltrasse E1 

Gem. § 44 BNatSchG ist zu prüfen, ob durch das Vorhaben artenschutzrechtliche 
Verbotsbestände entstehen. Mit der artenschutzrechtlichen Prüfung werden die 
potenziellen sowie nachgewiesene Tierarten des Plangebietes ermittelt und dargestellt 
sowie ihre Betroffenheit durch das Vorhaben geprüft. 

Die Gemeinde Henstedt-Ulzburg hat im Zuge des Bebauungsplanverfahres B-Plan 96, 4. 
Änderung bei der Landschaftsplanung Jacob, Ochsenzoller Straße 142, 22848 Norderstedt 
einen „Grünordnerischen Fachbeitrag“ in Auftrag gegeben. Dieser liegt mit Datum vom 19. 
April 2017 vor. 

Im Kapitel 4.2 des „Grünordnerischen Fachbeitrag“ wird das Vorhandensein von streng 
geschützten Pflanzenarten sowie auf das Vorhandensein von streng geschützten 
Säugetieren, insbesondere Fledermäusen, eingegangen. 

Als Kernaussagen wurde gutachterlich ermittelt: 

• Das Plangebiet (hier das B-Plangebiet 96;4 – im jetzigen Verfahren die Erdkabeltrasse 
E1 im Bereich des B-Planes 96) weist Bäume mit potenzieller Eignung als 
Fledermausquartier auf.  

• Es konnten während des Erhebungszeitraumes vier Fledermausarten festgestellt 
werden, dieses sind: 

­ Großer Abendsegler (Nyctalus noctula) 
­ Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) 
­ Mückenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus) 
­ Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) 

• Durch die Nähe zur Pinnauniederung mit zahlreichen Gewässerstrukturen ist eine 
potenzielle Teilnutzung des Gebietes für nachfolgende, besonders geschützte Arten 
nicht ausgeschlossen: 

­ Moorfrosch 
­ Erdkröte 
­ Grasfrosch 
­ Teichmolch 

In Kapitel 4.3 des „Grünordnerischen Fachbeitrag“ wird nun auf die Prüfung des Eintretens 
von Verbotstatbeständen eingegangen. Zitiertes Gutachten stellt selbstverständlich auf die 
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damals beantragte Bebauung des Geländes ab. Hilfsweise werden die Einwände auch auf das 
Bauvorhaben der TenneT im Zuge des Baues der Erdkabeltrasse E1 im offenen Verbau 
herangezogen. Die gesamte Bauausführung in diesem Bereich wird eine erhebliche Menge 
von Erdbewegungen, Baustraßen, Baustelleneinrichtungen, Maschinen und Gerätschaften 
notwendig machen, die mindestens die Größenordnung der damaligen in Rede stehenden 
Bebauung erreicht. 

Einwand 14: 

1. Die TenneT hat im Zuge der Planfeststellung nicht sicher ermittelt, welche 
vorhandenen streng geschützten Tiere auf dem Teilgelände vorhanden sind. Auf der 
Karte PFU_08.02_BKM_1.04_1778-2688.pdf, von der wir nachstehend einen 
Ausschnitt einfügen, sind die ermittelten Tierbestände eingezeichnet: 

 

Auszug aus PFU_08.02_BKM_1.04_1778-2688 

Es wird lediglich mit dem Hinweis Va5 auf das mögliche Vorhandensein von 
Fledermäusen hingewiesen, die Legendennummern K-Ar6 und K-N7 werden nicht 
näher erläutert. Wir wenden ein, dass die Planfeststellungsunterlagen unvollständig 
und fehlerhaft sind. 

2. Weiter wenden wir ein, dass die TenneT nicht plausibel dargelegt hat, wie sie den 
§ 44 8!) Nr. 1 des Bundesnaturschutzgesetztes (Tötungsverbot) im Zuge ihrer 
Baumaßnahme umsetzen kann.  

  



Stellungnahme   
des Ortverbandes der CDU und der BFB-Wählergemeinschaft Henstedt-Ulzburg 

zum Erläuterungsbericht und zur Umweltverträglichkeitsstudie im 
Planfeststellungsverfahren 380-kV-Leitung Kreis Segeberg – Raum Lübeck (LH-13-328) 

 

 

 Seite 27 von 39 Stand: 11.02.2021 

Betrachtung der beantragten Maßnahme unter Kostengesichtspunkten: 

Die von der TenneT beantragte Trasse besteht aus folgenden Teilprojekten (von West nach 
Ost) 

Teilprojekt Quelle Bemerkungen Gesamtkosten 

Umspannwerk an 
Kontenpunkt MAL/OKL 

  Kostenneutral, da 
bei jeder Variante 

notwendig 

Erdkabel E1 Anhang E 
7.3.1.1 

Standardkosten: 
47.300.000,00 
Mehrkosten für HD: 
6.200.000,00 

53.500.000,00 

Kabelübergangsanlage 
K4 (KÜA HU/Ost) 

Anhang E 
7.2.2.3.1 

 755.000,00 

Erdkabel W1  
Kisdorferwohld 

Anhang E 
8.3.3.1 

 31.200.000,00 

Kabelübergangsanlage 
KW 2 
Kisdorferwohld West 1 

Anhang E 
8.2.3.1 

 3.187.000,00 

Kabelübergangsanlage 
KO 1 
Kisdorferwohld Ost 1 

Anhang E 
8.2.4 

 3.115.800,00 

Hauptkorridor A2 Anhang C 
4.9.3.3 

68.600.000,00 82.100.000,00 

    

Verknüpfung V2 mit 
Erdkabel E1 und 
Erdkabel W1 

  173.857.800,00 

    

Verknüpfung V1 auf 
dem Korridor der  
BAB A20 

Anhang C 
4.9.2.5.1 

Incl. Mehrkosten für in 
dieser Stückzahl nicht 
notwendige Maste 

95.400.000,00 

Einwand 15: 

Im gesamten Planfeststellungsverfahren argumentiert die TenneT „verbal-argumentativ, 
wobei qualitative Unterschiede herausgearbeitet werden“. Wie das geht, wird uns 
vermutlich für immer verschlossen bleiben. Richtig ist aber, dass die TenneT in allen 
Abwägungsfällen auch stark auf die Kosten abhebt. Obige Tabelle zeigt sehr anschaulich, zu 
welchen gewollten Ergebnissen man kommen kann, wenn Fakten nicht im Zusammenhang 
dargestellt werden. 

• Die Gesamtkosten der Verknüpfung V1 (an der BAB A20) werden unter Zuhilfenahme 
von kostentreibenden Argumenten, die wir weiter oben allesamt als falsch 
dargestellt haben, gegen die gewünschte Vorzugsverknüpfung V2 abgewogen und für 
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zu teuer bewertet. Dies ist ein sehr schwerer Abwägungsfehler, da ja die 
Verknüpfung V2 mit einer Teilendverkabelung erstellt werden soll. Dieser 
notwendige zusätzliche Kostenansatz wurde bei der Abwägung nicht berücksichtigt. 

• Auch lässt der gesamte Aufbau der Planfeststellungsunterlagen vermuten, dass 
dieser Umstand möglichst verschleiert werden sollte. An keiner Stelle ist zumindest 
die Gesamtmaßnahme der Erdkabelabschnitte kostenseitig aufgeführt. Die 
Einzelpositionen verstecken sich in diversen Titeln, so dass wir eine Absicht dahinter 
vermuten und die Planfeststellungsunterlagen diesbezüglich als fehlerhaft und für ein 
Planfeststellungsverfahren ungeeignet zurückweisen. 

Fazit:  

Auch aus Kostengesichtspunkten ist die Maßnahme von der TenneT falsch abgewogen 
worden. Unter Zugrundelegung der TenneT-eigenen Zahlen aus den 
Planfeststellungsunterlagen kommen wir zu dem Schluss, dass die beantragte Maßnahme 
mindestens 80.000.000,00 € teurer wird als die Realisierung der OKL an der Trasse der 
Bundesautobahn BAB A20 als Verknüpfung V1. Dies wiegt umso schwerer, da immer 
deutlicher wird, dass die notwendigen Umlagen aus der gewünschten Energiewende in 
Deutschland auf den Strompreis (Netzentgeltumlage) auf immer weniger Akzeptanz in der 
Bevölkerung stoßen. Dies haben die politisch Verantwortlichen auch erkannt und versuchen 
gegenzusteuern. Die jetzt beantragte Maßnahme ist in dieser Form kontraproduktiv und 
belastet den Stromkunden – vermutlich mehr Menschen in Deutschland als wir Steuerzahler 
haben – über Gebühr. 

3.2 Freileitungstrasse A6  

Im Pkt. 4.7.6 Auswahl Bestvariante: UW-Anbindung bis Gelenkpunkt 220-kV wird die 
Trasse A6 als günstigsten Variante gegenüber den Trassen A4 und A5 hervorgehoben. 

Gleichwohl wird das Konfliktpotenzial beschrieben: 

Der Abschnitt A6 löst dagegen durch die starke Annäherung an Wohngebäude 
im Bereich Ulzburg-Süd in Bezug auf das Schutzgut Mensch ein großes 
Konfliktpotenzial aus. So besteht für das Teilschutzgut Wohnen, insbesondere 
durch die direkte Überspannung von Siedlungsbereichen, ein hohes 
Konfliktpotenzial. I   

Auf Grundlage dieses Konfliktpotentials kommt man zu der Entscheidung, diese Trasse 
entlang der Habichtstraße, Neuer Damm und Pirolweg nicht zu nutzen.  

➔ Diese Entscheidung begrüßen wir!  

Beim Neubau einer Stromleitung im Bereich einer zu ersetzenden Bestandsleitung, muss die 
Vorbelastung, bei einer vergleichenden Trassenabwägung, grundsätzlich unberücksichtigt 
bleiben. Erst bei annähernd gleichem „Konfliktpotenzial“ der zu vergleichenden Trassen, darf 
eine Vorbelastung Teil des Abwägungsprozesses werden. 

Begründung: 
Menschen, die seit Jahrzehnten Beschränkungen zu Gunsten der Allgemeinheit tragen, 
dürfen bei einem neuen Abwägungsprozess nicht benachteiligt werden. 
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3.3 Ableitung des Umspannwerks Kreis Segeberg UW 1  

Quelle:  Erläuterungsberiecht 
Pkt. 8.1.3 Standortauswahl UW Kreis Segeberg (ab Seite 90) 

  

Das Grundstück für den geplanten UW-Standort Kreis Segeberg liegt im 
Bereich des Gemeindegebietes Henstedt-Ulzburg, in der Gemarkung Ellerau 
und östlich der BAB A 7. Der geplante UW-Standort erstreckt sich über eine 
Fläche von ca. 12 ha. Die Grundstücke werden aktuell als Grünland und 
Ackerflächen ge-nutzt und liegen im bauplanungsrechtlichen Außenbereich. Im 
aktuellen Flächennutzungsplan der Gemeinde Henstedt-Ulzburg sind die 
Flächen als Kompensationsflächen („Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft § 5 (2) 10 
BauGB“) dargestellt.  

Auf dem Gelände soll im Rahmen des Planfeststellungsverfahren der 
Ostküstenleitung eine 380-kV-Schaltanlage der TenneT errichtet werden. 

Insgesamt wurden im Zuge des Planungsprozesses fünf potenzielle Standorte 
(F1 bis F5) am westlichen Ende des Leitungs-Vorzugskorridors auf Eignung für 
die Errichtung eines UW hin untersucht (vgl. Kapitel 6.2.1 des Anhangs C zum 
Erläuterungsbericht). 

 

Nach Prüfung der Eignung eines Standorts für ein UW inklusive der 
optimalen Zuwegungsführung und der jeweiligen Leitungsanbindung ist 
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unter Würdigung technischer, wirtschaftlicher, privater, umweltfachlicher 
und raumstruktureller Kriterien die Standortvariante F2 den anderen 
Standortvarianten vorzuziehen. Die Standortvariante F2 stellt den optimalen 
Verknüpfungspunkt der zu errichtenden 380-kV-Ostküstenleitung und der 380-
kV-Leitung Audorf – Hamburg/Nord (LH-13-317) dar. 

Einwand 16: 

Dies ist eine Falschaussage! 

Quelle:  Anhang C des Erläuterungsberichtes  
Pkt. 6.5.2 Abwägung und Vorzugsstandort (ab Seite 198) 

Im Anhang C des Erläuterungsberichtes Punkt 6.5.2 Abwägung und Vorzugsstandort 
(ab Seite 198) wird dargelegt: 

„Nach vergleichender Betrachtung der fünf Standortvarianten bleibt festzuhalten, 
dass sich die Standortvarianten F3 und F4 im Gesamtergebnis als gut geeignet 
qualifizieren. Sie weisen entweder technisch-wirtschaftliche oder 
eigentumsrechtliche Vorteile auf. Alle anderen Standortvarianten weisen eine 
schlechtere Gesamtbewertung auf und stellen auch in den einzelnen 
Abwägungsaspekten keine erheblichen Vorzüge gegenüber F3 und F4 dar, weshalb 
sie im näheren Vergleich nicht weiter betrachtet werden.  

Die Standortvariante F3 weist im Vergleich vor allem bedeutende Vorzüge aus 
technisch-wirtschaftlicher Sicht auf. 

3.4 Ablehnung der Freileitungshaupttrasse A1  

Quelle: Anhang C Abwägung Freileitung und Umspannwerke 
Pkt. 4.9.2 Prüfung der Verknüpfung V1 (ab Seite 84) 

Im Pkt. 4.9.2. wird die Variante V1 / A1 betrachtet. 

Besonders kritisch wird die Engstelle Ortslage Bad Segeberg hervorgehoben, die auch schon 
um Pkt. 4.4.2 [Engstelle] Bad Segeberg (Seite 35!) gewürdigt wurde: 

Fazit: 

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass eine Trassenführung in enger Bündelung 
mit der Autobahn A20 zu realisieren ist, ohne hierbei deutlich erhöhte 
Konflikte bei den Umweltschutzgütern oder den Belangen der Raumordnung 
auszulösen. Es ist eine Beeinträchtigung der Wohnlage zu erwarten, aber 
keine unzumutbare erdrückende Wirkung. 

Einwand 17: 

Es ist nicht ersichtlich und auch nicht detailliert dargestellt, wo eine Beeinträchtigung der 
Wohnlage zu erwarten ist. Diese Aussage ist auch nicht schlüssig. Allein die Belastung der 
Emissionsart Lärm bedingt es, dass die Bundesautobahn A20 weit genug von den Wohnlagen 
zu bauen ist.  
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Eine 380-kV-Freileitung im Korridor der BAB A20 müsste dementsprechend zu keinerlei 
weiteren Belastungen der Schutzgutes Mensch führen und somit in dieser Kategorie die 
Einstufung (++) erhalten. 

 

Pkt. 4.9.2.1 Technische und wirtschaftliche Kriterien 

Aussage:  

Der Korridor weist aus technischer Sicht keine Nachteile auf. 

Aussage: 

Erhöhter Kostensatz aufgrund der Situation an der Autobahn A20  

Die Korridorkarte (Anlage 1 zum Anhang C) zeigt, dass der Verlauf von V1 
deutlich kurviger ist, als der von V2 und V3. Dies ist in der Trassenführung des 
Bündelungspartners, der Autobahn A20, begründet. Grundsätzlich folgt eine 
Autobahn anderen Trassierungsgrundsätzen als eine Freileitung, da sie 
Ortslagen zwar umgeht, aber gleichzeitig auch an das überregionale 
Verkehrswegenetz anbinden soll. Zugleich sind die Anforderungen des 
Straßenverkehrs und die maximal möglichen Kurvenradien zu berücksichtigen. 
Eine Freileitung hingegen hat die Aufgabe, zwei Punkte (die Umspannwerke) 
auf möglichst direktem Weg miteinander zu verbinden. Dabei wird zwar auch 
versucht, Ortslagen zu umgehen. Annäherungen sind aber 
immissionsschutzrechtlich durchaus zulässig, da vornehmlich optische 
Wirkungen von einer Freileitung ausgehen, während eine Autobahn Lärm, 
Staub und andere Wirkungen mit sich bringt. 

Bereits auf Korridorebene ist abzusehen, dass bei einer solchen Bündelung mit 
der Autobahn A 20 ein weniger gradliniger Verlauf der Freileitung entstehen 
würde, als dies bei einer Bündelung mit einer Freileitung oder ohne Bündelung 
der Fall wäre. Ein Freileitungsverlauf mit vielen Richtungsänderungen ist 
teurer als eine geradlinige Leitungsführung, da für jede Richtungsänderung im 
Leitungsverlauf sogenannte Winkelmaste benötigt werden, die höheren 
statischen Anforderungen genügen und daher kräftiger aufgebaut sein 
müssen. 

Einwand 18: 

Im Abwägungsprozess dieses Trassenverlaufes wird immer wieder auf die erhöhten Kosten 
durch die nicht gerade verlaufende Autobahntrasse verwiesen. Diese Einschätzung ist falsch. 
Zum einen muss die 380-kV-Trasse nicht jeder Kurve der BAB A20 folgen (dies macht die 
Leitung an der A7 auch nicht) und zum anderen ist auch der Kostenvergleich dieser Trasse 
mit den Trassen A2 und A3 nicht korrekt. Vielmehr muss der Kostenvergleich mit den 
Gesamtkosten der Trassierung A2 und im weiteren Verlauf E1 gezogen werden.  

Wie bereits im Punkt 3.1 ausgeführt, stellen wir fest, dass die Gesamtkosten der Variante V1 
(Freileitung zu teuer gerechnet) über denen der Variante V2 (Freileitung A2+A6 zu billig 
gerechnet) liegen, weil sie nicht richtig abgewogen wurden. 
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Aussage:  

Eine detaillierte Herleitung dieser Mehrkosten kann erst auf Basis von 
Feintrassierungen erfolgen, das erscheint auf Korridorebene aber nicht als 
notwendig und sachgerecht. 

Einwand 19: 

Dies ist ein schwerer Abwägungsfehler. Wie wir weiter ausführen werden, ist die Trasse A1 
die mit weitem Abstand am wenigsten belastende Trasse für das Schutzgut Mensch und 
unter Berücksichtigung des Baues der BAB A20 auch aller anderen Schutzgüter. Aus diesem 
Grund hätte für die finale Trassenentscheidung eine Feintrassierung mit genauer 
Mastplanung und Kostenermittlung erfolgen müssen, damit klar wird, welche Vorzüge diese 
Trasse im Vergleich zu allen anderen Trassen hat. 

Aussage:  

Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass neben den reinen Errichtungskosten der 
Maste auch vermehrte Querungen der Autobahn (ggf. notwendige 
Schutzgerüste) zu einer Erhöhung der Kosten führen werden. 

Einwand 20: 

Diese Aussage ist vollkommen abwegig. Nach derzeitigem Planungsstand wird die 380-kV-
Trasse Jahre vor den entsprechenden Autobahnabschnitten gebaut. Im Abwägungsprozess 
gegenüber den anderen Varianten ist genau das Gegenteil richtig. Der Bau an der A20-Trasse 
kann ohne nennenswerte Einschränkungen erfolgen, der Bau auf Bestandstrassen oder 
neuen Trassen der Varianten A2 bis A8 erfordert in allen Fällen entweder ein Provisorium als 
Zwischenlösung oder eine umfangreiche Baustelleneinrichtung und Logistik. 

Aussage:  

Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass sich durch die vorrangige Nutzung 
von öffentlichen Flächen der naturschutzrechtliche Kompensationsbedarf 
erhöhen wird. Die öffentlichen Flächen entlang der Autobahn erfüllen 
regelmäßig eine Funktion als Ausgleichsflächen. In Abhängigkeit von ihrer 
Funktionalität werden diese durch eine Leitungsplanung vollständig oder 
teilweise unwirksam und müssen an anderer Stelle ersetzt werden. Auf-grund 
der Vielzahl an Flächen können hier schnell Kosten im Bereich einiger Millionen 
Euro auflaufen. 

Einwand 21: 

Die von der Vorhabenträgerin hier vorgetragenen Aussagen werden in Gänze bestritten. Es 
wird der Eindruck erweckt, als wenn durch die Überspannung von an der BAB 20 gelegenen 
Ausgleichsflächen diese hinfällig werden und neuer Ausgleich in „Millionenhöhe“ zu 
erstellen ist. Dies ist nicht der Fall.  

Von 380-kV-Leitungen überspannte Flächen können ohne jede Einschränkung im Rahmen 
von Bebauungsplänen als Ausgleichsflächen festgelegt werden. Auch werden überspannte 
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Flächen, die zum jetzigen Zeitpunkt schon als Ausgleichsflächen definiert sind, in ihrer 
Funktion nicht beeinträchtigt. 

Lediglich das Fundament des Mastes stellt einen Eingriff in die Ausgleichsfläche dar. Das 
Fundament des Mastes einer 380-kV-Leitung hat durchschnittlich 100 m² Fläche, und das 
auch nur dann, wenn das Fundament als Platte ausgeführt wird, was nicht immer notwendig 
ist. Oftmals haben die vier Ständer des Mastes auch einzelne Fundamente, dann reduziert 
sich die verbrauchte Fläche erheblich. Bei den geplanten 98 zusätzlichen Masten an der 
Trasse A1 werden also im Maximalfall 9.800 m² Ausgleichsfläche verloren gehen – eine bei 
dieser Maßnahme zu vernachlässigen kleine Menge. 

Wir weisen die Darstellung dieses Aspektes in Gänze als falsch zurück. 

Aussage:  

Im Vergleich mit den Verknüpfungen V2 und V3 weist die Verknüpfung V1 
deutlich höhere Kosten auf als die Verknüpfung V2 (82,1 Mio. €, s. Kapitel 
4.9.3.3) und etwas geringere Kosten als die Verknüpfung V3 (97,7 Mio. €, s. 
Kapitel 4.9.4.3). Im Hinblick auf die Höhe der Kostenunterschiede zwischen den 
Verknüpfungen V1 bis V3 und das im Vergleich mit den anderen 
Abwägungskriterien geringere Gewicht des Kostenkriteriums werden für die 
drei Verknüpfungen nur die Bewertungen gut (+), mäßig (o) und schlecht (-) 
vergeben. Im Hinblick darauf ist die Verknüpfung V1 wegen ihrer hohen Kosten 
als schlecht geeignet (-) einzustufen. 

Einwand 22: 

Wie vorstehend schon erwähnt, wird die korrekte Kostenermittlung für die Verknüpfung V1 
angezweifelt. Wie der Vorhabenträger selbst ausführt, wird bei der Kostenberechnung 
davon ausgegangen, dass die Leitung den Verschwenkungen der BAB A20 in allen Fällen folgt 
und daraus resultierend die Kosten erheblich steigen. Beide Aussagen sind auf Grund hier 
zur korrekten Betrachtung fehlenden Feintrassierung nicht nachprüfbar und somit eine 
Schutzbehauptung, um die Zielsetzung der Vorhabenträgerin zu unterstützen. 

Aussage:  

Damit ist die Verknüpfung V1 im Hinblick auf technische und wirtschaftliche 
Kriterien insgesamt schlecht (-) geeignet. 

Einwand 23: 

Wie vorstehend schon mehrfach erwähnt, stimmt aufgrund der fehlenden Feintrassierung 
die Kostenermittlung für die Verknüpfung V1 nicht. Bei Anwendung der Bewertungskriterien 
ist schon ohne diesen Fehler für die Verknüpfung V1 mindestens die Bewertung (o) 
anzusetzen. Im Hinblick auf die von der Vorhabenträgerin beantragte Trasse A2>>E1 und 
dem damit resultierenden tatsächlichen Kosten der beantragten Trasse muss für die 
Verknüpfung das Bewertungskriterium (+) zur Anwendung kommen. 
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Pkt. 4.9.2.2 Umweltfachliche Kriterien 

Mensch 

Aussage:  

Insgesamt ergibt sich für die Verknüpfung V1 aufgrund der etwas 
schwerwiegenderen Konflikte für das Teil-schutzgut Wohnen ein mäßiges 
Konfliktpotenzial (o) für das Schutzgut Mensch. (vgl. UVS, Kap. 7.12.4.1). 

Einwand 24: 

Diese Aussage ist ein schwerer Fehler. Wie schon vorstehend angemerkt, ist die Trasse A1 
die mit weitem Abstand am wenigsten belastende Trasse für das Schutzgut Mensch und 
unter Berücksichtigung des Baues der BAB A20 auch aller anderen Schutzgüter. Alleine die 
Belastung der Emissionsart Lärm bedingt es, dass die Bundesautobahn A20 weit genug von 
den Wohnlagen zu bauen ist. Eine 380-kV-Freileitung im Korridor der BAB A20 müsste 
dementsprechend zu keinerlei weiteren Belastungen der Schutzgutes Mensch führen und 
somit in dieser Kategorie die Einstufung ++ erhalten. 

Tier 

Aussage:  

Innerhalb der Verknüpfung V1 befinden sich zwei Brutplätze des Kranichs. Zwei 
weitere Brutplätze des Kranichs und acht Brutplätze des Weißstorchs befinden 
sich im näheren Umfeld des Korridors. Darüber hinaus sind zwei Brutstandorte 
des Seeadlers im Nahbereich des Korridors vorhanden. Aufgrund der zu 
erwartenden Raumnutzung und unter Berücksichtigung der Wirkung der 
vorgesehenen Vogelschutzmarkierung ist für alle Brutstandorte davon 
auszugehen, dass Konflikte nicht zu erwarten sind oder vermieden werden 
können.  

Die Verknüpfung V1 nimmt in deutlichen Umfang Lebensräume 
scheuchempfindlicher und anfluggefährdeter Offenlandarten in Anspruch. Dies 
betrifft zum einen Flächen im Struvenhüttener Moor, zum anderen Bereiche 
südlich von Steinbek. Beide Bereiche sind jedoch durch die planfestgestellte 
bzw. realisierte BAB A20 als vorbelastet anzusehen. Im Bereich des 
Struvenhüttener Moor wird der Bau der Autobahn zu einer deutlichen 
Einschränkung der Habitatqualität führen, sodass die zusätzlichen Wirkungen 
der geplanten 380-kV-Leitung nur noch zu einem mäßigen Konfliktpotenzial 
führen. Es ist anzunehmen, dass sich die Scheuchwirkungen durch eine vertikal 
in den Raum wirkende 380-kV-Leitung im Vergleich zu Autobahn leicht 
erhöhen werden.  

Waldbestände sind durch die Verknüpfung V1 insbesondere im Bereich des 
Staatsforstes Segeberg betroffen. Es ist davon auszugehen, dass Schneisen, die 
im Rahmen der BAB A20 entstehen werden, auch für die Neu-bauleitung zum 
Teil genutzt werden können. Dennoch werden zusätzliche Waldflächen in 
Anspruch genommen, die vor allem für Fledermäuse und Haselmäuse einen 
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bedeutenden Lebensraum darstellen können, so dass zumindest ein mäßiges 
Konfliktpotenzial anzunehmen ist.  

Die Verknüpfung V1 führt insgesamt zu einem mäßigen Konfliktpotenzial (o) 
für das Schutzgut Tiere. (vgl. UVS, Kap. 7.12.4.1). 

Einwand 25: 

Die Aussage ist ein schwerer Abwägungsfehler und in keiner Weise nachvollziehbar. Die 
vorgebrachten Einwände mögen in einem Planfeststellungsverfahren für den Bau der 
Bundesautobahn A20 relevant gewesen sein, für das beantragte Vorhaben sind sie 
vollkommen vernachlässigbar, da ja die BAB 20 alle diese Konfliktpotentiale schon durch sich 
selber auslöst und somit eine zusätzliche Belastung des Schutzgutes Tier nicht eintritt. 

Aus diesem Grund muss die Verknüpfung V1 in dieser Kategorie die Bewertung (++) erhalten. 

Pflanzen 

Aussage:  

Für das Schutzgut Pflanzen in der Verknüpfung V1 ist insbesondere die 
Betroffenheit des Segeberger Forstes nördlich von Wittenborn sowie des 
Hainholzes bei Strukdorf hervorzuheben. Durch die Bündelung mit der 
Autobahn kommt es hier zu umfangreicheren Auswirkungen. Da sich in den 
übrigen Bereichen die Waldbetroffenheiten auf lineare Elemente oder kleinere 
Waldbereiche beschränken bzw. gänzlich vermieden werden können, ist 
insgesamt für die gesamte Verknüpfung V1 ein mäßiges Konfliktpotenzial (o) 
anzunehmen (vgl. UVS, Kap. 7.12.4.1) 

Einwand 26: 

Die Aussage ist ein schwerer Abwägungsfehler und in keiner Weise nachvollziehbar. Die 
vorgebrachten Einwände mögen in einem Planfeststellungsverfahren für den Bau der 
Bundesautobahn A20 relevant gewesen sein, für das beantragte Vorhaben sind sie 
vollkommen vernachlässigbar, da ja die Bundesautobahn BAB 20 alle diese 
Konfliktpotentiale schon durch sich selber auslöst und somit eine zusätzliche Belastung des 
Schutzgutes Pflanzen nicht eintritt. 

Aus diesem Grund muss die Verknüpfung V1 in dieser Kategorie die Bewertung (++) erhalten. 

Landschaft 

Aussage:  

Die Verknüpfung V1 löst weit überwiegend erhebliche Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild aus. Dies begründet sich zum einen daraus, dass in diesem 
Korridor bisher kaum raumwirksam vorbelastenden Strukturen vor-handen 
sind. Die Autobahn wirkt im Hinblick auf das Landschaftsbild nicht in die Ferne, 
wie Freileitungen oder Windkraftanlagen. Zum anderen weist der Korridor 
einen hohen Anteil empfindlicher Landschaftsbildräume mit einer hohen 
Einsehbarkeit auf. So verläuft der Korridor auf ca. 15,5 km Länge durch die 
Landschaftsbildräume 6.5 „Agrarlandschaft mit Niederungsraum Schmalfelder 
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Au, Mühlenau, Barnbek, Bredenbek und Rendsbek“, 6.3 „Schmalfelder Au 
zwischen Bad Bramstedt und Struvenhütten“, 6.2 „Agrarlandschaft mit 
Niederungsraum von Ohlau, Mühlenau und Dreckau“, 10.1 „Barker Heide“ und 
11.2 „Halmer Moor“. Für diesen Abschnitt ist ein sehr hohes Konfliktpotenzial 
festzustellen.  

Im Bereich der Landschaftsbildräume „6.8 „Traveniederung zwischen Bad 
Oldesloe und Bad Segeberg“ sowie 5.7 „Agrarlandschaft um Weede zwischen 
Tegelbek und Bißnitz“ reichen die erheblichen Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild nicht ganz so weit in den Raum hinein. Hier wird deshalb ein 
hohes Konfliktpotenzial prognostiziert. Im östlichen Teil des Korridors werden 
ebenfalls mehrere Landschaftsbildräume betroffen, die aufgrund ihrer offenen 
Struktur besonders empfindlich sind. Hier sind für die Landschaftsbildräume 
6.10 „Niederungsraum südlich vom Wardersee“, 3.11 „Agrarlandschaft um 
Wulfsfelde“, 4.2 „Intensiv genutzte Agrarlandschaft zwischen Krumbeck und 
Grebenhagen“, 7.8 „Agrarlandschaft mit Niederungsanteilen bei Arfrade“ und 
5.12 „Pariner Berg“ sehr hohe Konfliktpotenziale anzunehmen.  

Insgesamt besteht somit für das Schutzgut Landschaft in der Verknüpfung V1 
ein sehr hohes (--) Konfliktpotenzial (vgl. UVS, Kap. 7.12.4.1). 

Einwand 27: 

Bei dieser Abwägung liegt der größte Abwägungsmangel in den gesamten 
Planfeststellungsunterlagen vor. Diese Aussagen sind nicht nachvollziehbar. 

Als Beispiel für das geringe Konfliktpotenzial einer 380-kV-Trasse neben der Autobahn mag 
man sich die Strecke der A7 zwischen Henstedt-Ulzburg und Kaltenkirchen anschauen. Hier 
wechselt die 380-kV-Leitung mehrfach die Seite. 

Aus diesem Grund muss die Verknüpfung V1 in dieser Kategorie die Bewertung (++) erhalten. 

Ergebnis 

Aussage:  

Die Verknüpfung V1 löst vor allem beim Schutzgut Landschaft hohe 
Konfliktpotenziale aus. Für die übrigen Schutzgüter sind regelmäßig geringere 
Konfliktpotenziale anzunehmen. Für das Schutzgut Mensch ergeben sich 
aufgrund der vor allem im östlichen Trassenabschnitt nicht zu vermeidenden 
Annährung an größere Orts-lagen bzw. das Stadtgebiet Bad Segeberg 
zumindest mäßige Konfliktpotenziale. Auch für das Schutzgut Pflan-zen ist mit 
einem mäßigen Konfliktpotenzial zu rechnen, da sich die Beeinträchtigung von 
zwei größeren Wald-beständen nicht vermeiden lässt. Hinsichtlich der 
Betroffenheit der Fauna ist festzustellen, dass Konflikte mit anfluggefährdeten 
Arten zwar vermieden werden können, dass durch die Querung von 
Waldbeständen und Beeinträchtigungen von Offenlandlebensräumen 
allerdings in Teilbereich insgesamt ein mäßiges Konfliktpotenzial anzunehmen 
ist.  
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Insgesamt ist der Variante V1 ein mäßiges Konfliktpotenzial (o) zugeordnet. 

Einwand 28: 

Wie vorstehend ausgeführt, sind die Abwägungen der einzelnen Schutzgüter fehlerhaft 
durchgeführt worden. Daraus resultierend ist natürlich auch das Ergebnis, zu dem die 
Vorhabeträgerin kommt, fehlerhaft. 

Insgesamt muss der Variante V1 ein sehr geringes Konfliktpotential (++) zugeordnet werden. 

Pkt. 4.9.2.4 Nutzung eigener oder öffentlicher Flächen 

In diesem Abschnitt führt die Vorhabenträgerin umfänglich die Probleme aus, die sich durch 
das Vorhandensein von Ausgleichsflächen und die daraus resultierende Einschränkung bei 
der Stellung der Masten und der Überspannung der Ausgleichsflächen ergeben. 

Einwand 29: 

Hierzu haben wir schon vorstehend mehrfach ausgeführt, dass die Pauschalaussage über 
den kurvenreichen Verlauf der Variante V1 nicht korrekt dargestellt ist und durch diese 
falsche Annahme und die fehlende Feintrassierung die von der Vorhabenträgerin getätigten 
diesbezüglichen Aussage nicht nachzuvollziehen sind. 

Ergebnis 

Aussage:  

Unter Berücksichtigung dieser Vor- und Nachteile ist die Verknüpfung V1 
insgesamt im Hinblick auf Eigentumsbelange gut geeignet (+). 

Einwand 30: 

Die Vorhabenträgerin kommt selbst zu der Erkenntnis, dass bei allen von ihr vorgetragenen 
Hemmnissen die Verknüpfung V1 in Hinblick auf die Eigentumsbelange schon jetzt gut 
geeignet (+) ist. Wir gehen davon aus, dass bei einer Feintrassierung sich das Ergebnis in sehr 
gut geeignet (++) verändert. 

Pkt. 4.9.2.5.1 Technische und wirtschaftliche Kriterien 

In diesem Abschnitt führt die Vorhabenträgerin aus, dass durch die Verknüpfung V1 
insgesamt 98 Maststandorte ergeben, die neu zu bauen sind. Die hieraus resultierenden 
Mehrkosten erhöhen die Gesamtkosten der Verknüpfung V1 von 92,9 Mio. € auf 95,4 Mio. €.  

Aussage:  

Insgesamt führen diese Mehrkosten i.H.v. 2,5 Mio. € zu Gesamtkosten des 
Korridors von 95,4 Mio. €. Die Verknüpfung V1 ist auch mit diesen Kosten 
schlecht (-) geeignet. 

Einwand 31: 

Im Hinblick auf die von der Vorhabenträgerin beantragte Trasse V2=A2+E1 und dem damit 
resultierenden tatsächlichen Kosten der beantragten Trasse muss für die Verknüpfung das 
Bewertungskriterium (+) zur Anwendung kommen. 



Stellungnahme   
des Ortverbandes der CDU und der BFB-Wählergemeinschaft Henstedt-Ulzburg 

zum Erläuterungsbericht und zur Umweltverträglichkeitsstudie im 
Planfeststellungsverfahren 380-kV-Leitung Kreis Segeberg – Raum Lübeck (LH-13-328) 

 

 

 Seite 38 von 39 Stand: 11.02.2021 

Pkt. 4.9.2.6 Gesamtergebnis der Verknüpfung V1 

Aussage:  

Bei Würdigung aller Abwägungskriterien ergibt sich, dass die Verknüpfung V1 
insgesamt durchschnittlich (o) geeignet ist. 

Einwand 32: 

Bei der Zusammenfassung der Abwägungskriterien durch die Vorhabenträgerin ergibt sich 
durch die fehlerhaften einzelnen Abwägungen gem. nachfolgender Tabelle zwangsläufig eine 
falsche Schlussfolgerung: 

Titel Bezeichnung Ergebnis 
TenneT 

Korrigiertes 
Ergebnis 

4.9.2.1 Technische u. wirtschaftliche Kriterien (I) (-) (+) 

4.9.2.2 Umweltfachliche Kriterien – Mensch (o) (++) 

4.9.2.2 Umweltfachliche Kriterien – Tier (o) (++) 

4.9.2.2 Umweltfachliche Kriterien – Pflanzen (o) (++) 

4.9.2.2 Umweltfachliche Kriterien – Landschaft (--) (++) 

4.9.2.2 Umweltfachliche Kriterien – Gesamtergebnis (o) (++) 

4.9.2.4 Flächennutzung (+) (++) 

4.9.2.5.1 Technische u. wirtschaftliche Kriterien (II) (-) (++) 

 

Unter Berücksichtigung der obigen Korrekturen verändert sich das Gesamtergebnis der 
Verknüpfung V1 von durchschnittlich (0) auf sehr gut geeignet (++) und müsste somit die 
beantragte Trasse darstellen. Insoweit werden alle weiteren Ergebnisse der Abwägung im 
Planfeststellungsverfahren, die in der beantragten Trasse V2=A2+E1 münden, als falsch 
abgewogen zurückgewiesen und angeregt, eine neues Planfeststellungsverfahren mit dem 
Ziel der Errichtung einer 380-kV-Trasse in dem Korridor A1 und der Verknüpfung V1 
einzuleiten. 

Neben den obenstehenden Einwänden, die sich aus den Planfeststellungsunterlagen 
ergeben, gibt es auch noch nachfolgende Einwände, die sich aus dem Nichtvorhandensein in 
den Planfeststellungsunterlagen ergeben: 

• Die Bundesnetzagentur (BNA) gibt vor, die Ostküstenleitung (OKL) neu als 380-kV 
Leitung zu errichten und mit der Mittelachsenleitung (MAL) zu koppeln. 

• Die Bundesregierung hat für dieses Projekt einen Teilerdverkabelung als Pilotprojekt 
genehmigt. 
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• Die elektrotechnischen Vorgaben wurden von der BNA vorgegeben. 

• Die umwelt- und raumplanerischen Belange liegen in der Verantwortung der 
Landesregierung. 

• Aufgabe der Landesregierung ist es also, die Anforderungen der BNA so wenig 
belastend umzusetzen wie möglich, unter Zuhilfenahme der Möglichkeiten der 
Teilerdverkabelung. 

Diesbezüglich weist der Antrag zwei grundsätzliche Fehler auf: 

Einwand 33: 

Oben wurde der Einwand formuliert, dass die Trasse A1/V1 durch falsche Ergebnisse im 
Abwägungsprozess nicht als die Vorzugstrasse festgelegt wurde. 

Weiterhin weisen wir darauf hin, dass im gesamte Trassenfindungsverfahren die 
Umspannwerke an  3 von 5 möglichen Kopplungspunkten (Hasenmoor (V1), 
Schmalfeld/Nützen (A4), Alvesloe (A5))  der Ostküstenleitung (OKL) mit der 
Mittelachsenleitung (MAL)  nicht betrachtet wurden. 

Von Anfang an ging die TenneT davon aus, dass das notwendige Umspannwerk Kreis 
Segeberg im Raum Henstedt-Ulzburg erstellt wird und hat es versäumt, alternative 
Standorte bei der Trassenfindung V1=A1zu untersuchen. 

Einwand 34: 

Die von der Bundesnetzagentur (BNA) als mögliche Pilotlösung einer (Teil)-Erdverkabelung 
wurde nur für die von der TenneT vorgesehene Vorzugstrasse A2/E1 vorgenommen. 

Vorstehend haben wir schon ausgeführt, dass die Abwägungsergebnisse der Trasse A1/V1 
falsch ermittelt wurden. Hilfsweise wird dieser Einwand zusätzliche vorgebracht. Es wurde 
versäumt, eine Teil-Erdverkabelung auf der Trasse A1/V1 im Bereich des kritischen 
Trassenverlaufes im Raum Bad Segeberg zu untersuchen.  

Durch Fehlen dieser Untersuchung kann nicht abschließend beurteilt werden, ob nicht die 
Trassenfindung im entsprechenden Bereich durch Verkabelung noch weiter zu optimieren 
gewesen wäre. 


